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Sportstätten-
gebüren:

Noch nicht
ganz weg n den letzten Monaten sind

die Menschen schon erheb-
lichen Preissteigerungen 

ausgesetzt: Lebensmittel, Fahr-
kosten, Heizöl – alles wurde sehr
viel teurer. Von den hohen Mie-
ten ganz zu schweigen. Diese 
Preissteigerungen treffen Men-
schen mit geringem Einkommen
extrem. Jetzt kommen ab 1.2.2022
erhebliche Preissteigerungen in
der Grundversorgung bei den Ener-
giekosten hinzu: In Barmstedt 
stimmte der Werkausschuss der
Erhöhung der Arbeitspreise für
Gas um unglaubliche bis zu 63%
zu. Für einen Haushaltskunden
mit einem Verbrauch von 20.000
kWh bedeutet dies Mehrkosten
bei Gas von rd. 62,– Euro monat-
lich! Die Preiserhöhung in der
Grundversorgung beim Strom-
verbrauchspreis beträgt 5,9 %. 
Für einen Haushalt mit einem 
Verbrauch von 3.000 kWh bedeu-
tet dies Mehrkosten in Höhe 
von 5,– Euro monatlich. Andere 
Versorger haben bereits ihre 
Preise entsprechend erhöht, vie-
le werden nachziehen.

 
Die BALL-Stadtvertreter ha-

ben der Preiserhöhung nicht zu-
gestimmt. Für die BALL-Fraktion 
erklärte Dr. Günter Thiel: „Im 
Interesse der Bevölkerung, ins-
besondere derjenigen mit gerin-
gem Einkommen, können wir 
solchen Preiserhöhungen nicht 
zustimmen. Wir erwarten, dass
in Barmstedt niemandem Gas
oder Strom abgedreht wird –
schon gar nicht Familien mit
Kindern, kranken oder alten
Menschen –, falls es zu Zah-
lungsproblemen kommt. Wir 
erwarten, dass dann im Zusam-
menwirken mit dem Sozialamt 
oder jobcenter Lösungen gefun-
den werden.“
    Die politische Verantwortung 
für diese Preisexplosionen ha-
ben die politischen Parteien, die 
in der EU und in der Bundesre-
publik die Versorgung mit Strom 
und Heizenergie dem „Markt“ 
freigegeben haben, und dort be-
stimmen die marktbeherrschen-
den Energiekonzerne und große 
Finanzakteure wie Blackrock. Dr. 
Günter Thiel: „Kleine Versorger 
wie die Stadtwerke müssen die 
Preise beim Einkauf von Gas und 

uf der Sitzung des Aus-
schusses für Schule, Kul-
tur und Sport im Sep-

tember lehnte eine Mehrheit 
von CDU, SPD und GRÜNEN den
von BALL und FWB gemeinsam
eingebrachten Antrag auf nach-
haltige Abschaffung der Sport-
stättennutzungsgebühren ab. 
Während bis 2015 die Nutzung
der Schulsportanlagen außer-
halb der Schulzeiten für die Sport-
vereine unentgeltlich war, wur-
den die Vereine ab 2016 mit jähr-
lich rd. 9.000,– Euro von der 
Stadt zur Kasse gebeten. Diese 
Regelung war Ende 2020 aus-
gelaufen. Die in der „Sportstadt 
Barmstedt“ zusammenarbeiten-
den Vereine (BMTV, SSV Rant-
zau, DLRG, Tennisgemeinschaft, 
FC Heede) haben gegenüber 
der Stadtvertretung unmissver-
ständlich erklärt, dass sie eine 
Rückkehr zur unentgeltlichen 
Nutzung der Sporteinrichtun-
gen erwarten, wie es in vielen 
anderen Städten – so in Elms-
horn oder Wedel – der Fall ist. 
Die Vereine betreuen gemein-
nützig gut 3.000 Barmstedte-
rinnen und Barmstedter in allen 
Altersklassen. Zwar wurde der 
Grundsatzantrag auf unentgelt-
liche Nutzung der Schulsport-
einrichtungen abgelehnt, aber 
zumindest für 2021 und 2022 
sollen keine Sportstättennut-
zungsgebühren erhoben wer-
den. Im nächsten Jahr soll dann 
weiter beraten werden. Die 
BALL wird ihren Beitrag leisten, 
damit die für Barmstedt unver-
zichtbare Arbeit der Sportver-
eine unterstützt wird. 

A

Explosion der Energiepreise:

Gaspreis +63% · Strompreis +5,9%

Strom schlucken. Wenn sie Glück 
haben, kaufen sie ihre benötig-
ten Mengen ein, wenn die Preise 
etwas niedriger liegen. Jetzt ha-
ben sich die Einkaufspreise für
Gas innerhalb eines Jahres ver-
zwölffacht !!! Die kleinen Versor-
ger stehen mit dem Rücken an 
der Wand: Wenn sie die Preis-
erhöhungen nicht weitergeben, 
machen sie sehr hohe Verluste – 
bei den Stadtwerken wären das 
schmerzliche rund 3 Millionen
Euro im Jahr. Insofern verstehen
wir, dass die Stadtwerke zur 
Existenzabsicherung gar keine 
Alternative haben als die Preis-
erhöhungen weiterzugeben, und 
die Verbraucher haben auch kei-
ne reale Alternative, da die ande-
ren Versorger ähnliche Preiser-
höhungen vornehmen müssen.“ 
     Für die aktuellen Preiserhö-
hungen beim Gaseinkauf gibt es 
weitere aktuelle Einflüsse: Der 
letzte lange und kalte Winter 
hat in vielen Regionen der Welt 
dazu geführt, dass viel Gas ver-
braucht wurde. Die Gasspeicher 
in der EU wurden nicht rechtzei-
tig aufgefüllt. Es wurde deutlich 
mehr Gas in den Gaskraftwer-
ken zur Stromproduktion ver-
braucht. Flüssiggas (LNG) aus 
den USA wird augenblicklich 
fast nur nach Asien geliefert, 
weil dort höhere Preise erzielt 
werden. Der Erdgasverbrauch 
in Ostasien ist rapide gestiegen, 
verursacht zum einen durch die 
rasche Erholung der dortigen 
Industrie nach der ersten Welle 
der Covid-19-Pandemie, zum an-
deren dadurch, dass China seine 
Energieversorgung zunehmend 
von Kohle auf Erdgas umstellt. 
Lieferungen aus Norwegen gin-
gen zurück, und die Sanktionen 
und Drohungen der US-Regie-

rung gegen Unternehmen, die 
an Nordstream 2 mitbauten,
verzögerten die möglichen 
höheren Lieferungen aus Russ-
land. Diese Situation nutzen 
die Gashändler schamlos aus, 
um den Preis an den Börsen 
in die Höhe zu treiben. Knapp 
50% des Gaspreises entfallen 
auf die Beschaffung – also den 
Einkaufspreis und den Vertrieb. 
Nebenbei kassiert der Staat über 
verschiedene Steuern und Abga-
ben mit. Rund 25% des Preises 
geht an das Finanzministerium. 
Dann ist es undurchsichtig, 
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Info-Coupon:
❑  Ich interssiere mich 
     für die Arbeit  der BALL
     und wünsche weiteres
     Info-Material .

❑  Ich bitte um ein  
     persönliches Gespräch.

Name

Vorname

Straße

Einsenden an: Helmut Welk,
Nappenhorn 29 · 25355 Barmstedt

James-Krüss-Schule wird 
Offene Ganztagsschule
D

er Ausschuss für Kultur, 
Schule und Sport hat in
der Sitzung vom 11. Nov. 

2021 einstimmig beschlossen, 
dass die James-Krüss-Schule im 
neuen Schuljahr in eine offene 
Ganztagsschule (OGTS) umge-
wandelt werden soll. Im Gegen-
satz zu den gebundenen Ganz-
tagsschulen ist bei den offenen 
Ganztagsschulen die Nutzung 
des Angebots freiwillig. Damit 
wird die Stadt zukünftig dem 
Rechtsanspruch auf Ganztagsbe-
treuung für Grundschulkinder ab 
2026 gerecht. Mit der formalen 
Umwandlung ist für die BALL die 
Arbeit jedoch noch nicht getan: 
Wir werden uns dafür einsetzen, 
dass die Stadt gemeinsam mit 
den Johannitern, dem Träger 
der OGTS und der Schulkinder-
betreuung, ein gesamtheitliches 

Konzept für die Schulkinderbe-
treuung und die Kursangebote 
der OGTS entwickelt. Die BALL 
fordert, dass die Nachmittagsbe-
treuung der Grundschüler so-
wie die parallel angebotenen 
Kursangebot für Grund- und Mit-
telstufenschüler besser ineinan-
der greifen, um den Kindern ein 
vielfältiges Nachmittagsangebot 
zu bieten. Dies muss aus unserer 
Sicht auch entlastende Auswir-
kungen auf die Kosten für die 
Eltern haben. Aktuell ist es so,  
dass die Kinder, die sowohl in 
der Betreuung angemeldet sind, 
als auch zeitgleich an einem Kurs 
teilnehmen möchten, beides be-
zahlen müssen. Dies führt aus 
unserer Sicht zum Einen zu viel 
zu hohen Kosten für die Eltern 
und zum Anderen zu sehr gerin-
gen Buchungen bei den Kursen, 

Norden braucht Nahversorger
er EDEKA-Markt schließt zum 30.6.22. Das ist bitter für die 
vielen Menschen in Barmstedts Norden, die in Wohnnähe 
eine Einkaufsmöglichkeit brauchen. Für die Mitarbeiter/in-

nen, denen gekündigt wurde. Viele Jahre gab es Bemühungen 
einen größeren Markt in der August-Christen-Straße aufzubauen. 
In der Stadtvertretung gab es die Unterstützung für die Ansied-
lung eines Marktes im Norden, wo in den letzten Jahren erheblich 
mehr Menschen leben. Da am alten Standort und bis vor kurzem 
im Norden keine Flächen für einen Neubau zur Verfügung standen, 
wollte EDEKA an der Hamburger Straße (Baumschule Kudenholdt) 
einen großen Markt errichten. Wenig später boten sich durch 
Eigentümerwechsel zudem neue Möglichkeiten für den Neubau 
eines Marktes an der August-Christen-Straße, über die Anfang 
Nov. im Bauausschuss beraten wurde. In dieser Phase erfolgte nun 
die Ankündigung der Schließung. Die BALL bekräftigt ihre Position, 
dass die Menschen im Norden einen Nahversorger benötigen. 

D

welches Spiel die Energiekon-
zerne spielen, um den Ausstieg 
aus den Kohlekraftwerken zu 
verzögern oder sich vergolden 
zu lassen. Auch die Lobby der
Atomkraftwerkskonzerne taucht
immer häufiger auf, um „klima-
mafreundlichen“ Strom aus Kern-
kraftwerken als „Übergangslö-
sung“ anzupreisen. Und nicht 
zuletzt wird mit unvorstellbaren 
Beträgen auf steigende oder 
sinkende Energiepreise gewettet.
 
   Was ist jetzt zu tun?

Notwendig sind kurzfristige 

Maßnahmen, um die sozialen 
Folgen der hohen Energiepreise 
abzufedern und dennoch die 
Weichen auf sozial gerechten 
Klimaschutz zu stellen:
n  Sofortige Erhöhung der Sätze 
bei Hartz-4, Grundsicherungs-
rente und Sozialhilfe um 200,– 
Euro, wie es Die LINKE schon in 
den Bundestag eingebracht hat.
n  Erhöhung der Heizkostenzu-
schüsse für Geringverdiener und 
einkommensschwache Haushal-
te, u. a. über höheres Wohngeld
n  Senkung der Stromsteuer u. 
Abschaffung der EEG-Umlage
n  Gesetzlicher Preisstopp für 
Energie, wie es in Frankreich be-
schlossen worden ist.
     Nach Auffassung der BALL 
muss die sichere und bezahlbare 
Versorgung mit Strom, Gas und 
Wasser genauso wie mit Wohn-
raum zur Grundversorgung der 
Bevölkerung gehören, und diese 
muss der Spekulation und dem 
Profittreiben der Konzerne ent-
zogen werden. Die augenblick-
liche Situation zeigt zudem an-
schaulich, wie notwendig der
Ausbau der erneuerbaren Ener-
gien in unserem Land ist, um 
mehr Unabhängigkeit vom Welt-
markt zu erlangen.
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in breites Bündnis von
Gewerkschaften und 
Sozialverbänden ver-

langt die Anhebung des Regel-
satzes für die Grundsicherung 
von 446,– auf 600,– Euro und 
zusätzlich 100,– Euro Corona-
Zuschlag. Unterzeichnet wurde 
der Aufruf unter anderem auch 
von ver.di, dem AWO-Bundes-
verband sowie kirchlichen So-
zialverbänden, den Tafeln und 
dem Mieterbund. Insgesamt 
hat der Aufruf „Soforthilfe 
für die Armen – jetzt!“ 36 
Unterstützer*innen. Die BALL 
erklärt sich solidarisch mit dem 
Aufruf.

E

D

uf der Stadtvertreter-
sitzung Ende Februar 
drängte die BALL-Frak-

tion erneut darauf, dass es 
endlich mit dem Bau von be-
zahlbaren Sozialwohnungen für 
Menschen mit normalem oder 
geringem Einkommen voran-
gehen muß. Seit dem Beschluss
der Stadtvertretung ist mittler-
weile mehr als ein Jahr vergan-
gen. BALL-Stadtvertreter Klaus 
Kuberzig: „In Barmstedt liegen 
mittlerweile die Kaltmieten 
bei Altbauwohnungen – so am 
Holstenring und Weidkamp – 
bei 9,– Euro pro Quadratmeter, 
Neubauwohnungen sind noch 
teurer. Es ist unbedingt ein 
Mietpreisstopp erforderlich,
und in Barmstedt sollte die 
Stadt ca. 40 bezahlbare Woh-
nungen schaffen. Die Stadt 
sollte dafür das Grundstück be-
reitstellen und das Belegrecht 
übernehmen. Ob die Stadt 
selbst baut oder zusammen 
mit einer Wohnungsbaugenos-
senschaft, muß zügig geklärt 
werden. Auf jeden Fall: es muß 
was passieren.“ 

A

Bezahlbarer
Wohnraum
muss her !

Sozialbünd-
nis fordert:
600,– Euro
Grund-
sicherung

Stadtvertretung 25. Februar 2021 

CDU, FWB und SPD erhöhen Strompreise 

ontinuierlich hat die BALL 
sich für die Schaffung 
neuer Kita-Plätze enga-

giert, da in den letzten Jahren 
der Bedarf an Kita-Plätzen in un-
serer Stadt nicht gedeckt werden 
konnte.

Immer zum Beginn eines neu-
en Kita-Jahres (jeweils der 1. Au-
gust) waren teilweise mehr als 
100 Wartende registriert. Das 
heißt: Die Realisierung des Rechts-
anspruches auf einen Kita-Platz 
war weit entfernt. Erfreulich, 
dass so langsam Licht am Hori-
zont zu sehen ist, und wenn die 
beschlossenen Projekte verwirk-
licht sind, gibt es rd. 130 neue 
Kindergartenplätze. 

Sozialausschussvorsitzender 
Klaus Kuberzig (BALL) gibt einen 
Überblick über den aktuellen 
Stand bei Ausbau von Kita-Plät-
zen: „Nach langen Diskussionen 
über einen geeigneten Standort
wurde – nicht zuletzt auf Drän-
gen der BALL – ein Bauplatz an 
der Düsterlohe (B-Plan 72 A) 
für eine neue Kita ausgewiesen. 
Die Grundsteinlegung fand im 
Sommer letzten Jahres statt und 
wenn alles gut geht, werden zum 
01. August diesen Jahres 70 Kin-
der dort untergebracht werden.

K

B

130 neue Kindergartenplätze in Barmstedt:

Die Richtung stimmt

Im Februar vom Sozialausschuss
und der Stadtvertretung beschlos-
sen ist weiterhin der Ausbau der 
AWO-Kita „Sternenhimmel“ am 
Heederbrook.  Dort wird Raum 
für vier Krippengruppen geschaf-
fen und 40 Plätze für „Elementar-
kinder“ (ab 3 Jahre) werden ab-
gesichert. Diese sind zurzeit noch 
in der Außenstelle am Sport-

platz untergebracht, die als Kita 
geschlossen werden muss, da 
verschiedene Sicherheitsstan-
dards nicht eingehalten werden 
können. Insgesamt entstehen bei 
der AWO 55 neue Kita-Plätze.
Bei der Kita „Arche Noah“ der 
Diakonie in der Gebrüderstraße 
wurde unlängst eine „Outdoor-
gruppe“ geschaffen. Die dadurch 

freigewordene Fläche wird durch 
Umbauten für eine weitere Krip-
pengruppe genutzt.

Bis alle diese Maßnahmen voll-
endet sind, müssen Kitapersonal 
und Eltern noch mit Übergangs-
lösungen leben. Aber mit dann 
rund 130 neuen Plätzen stimmt 
die Richtung.“
Ein Wort zur Finanzierung:  

Die Kita an der Düsterlohe wird
von der Stadt auf einem städti-
schen Grundstück gebaut und 
finanziert und der Familienräume 
GmbH zur Verfügung gestellt. 
Diese Variante hat den Vorteil, 
dass Haus und Grund Eigentum
der Stadt bleiben. Nach Auffas-
sung der BALL sollte diese Vari-
ante grundsätzlich bei zukünfti-
gen Bauten umgesetzt werden. 

Die CDU-/FDP-/Grüne-Landesre-
gierung hat ein neues Kita-Ge-
setz erlassen mit kleinen Verbes-
serungen hinsichtlich der Per-
sonalausstattung sowie bei der 
Deckelung der Elternbeiträge. 
Es ist jedoch für die BALL nicht 
akzeptabel, dass ein wesentlicher 
Teil der Kosten des Kita-Gesetzes 
auf die Städte und Gemeinden 
abgewälzt wurde. Für die finanz-
schwache Stadt Barmstedt wird 
in 2021 der städtische Zuschuss 
für alle Kindergärten bei rd. 2.7 
Mio. Euro liegen, und er wird 
weiter ansteigen.

ie Stadtvertretung be-
schloss mit den Stimmen 
von CDU, FWB und SPD 

eine Erhöhung der Strompreise. 
Die BALL, die GRÜNEN und eine 
SPD-Stadtvertreterin lehnten 
dies ab. 

Die BALL gab folgende Stel-
lungnahme ab: „Der Strompreis 
soll steigen, und es ist erkennbar, 
dass die Stadtwerke sich um eine 
möglichst moderate Erhöhung 
von 2.44 % beim Arbeitspreis 
für die Grundversorgung bemüht 
haben.

Wesentlicher Grund für die 
Kostensteigerungen bei den Stadt-
werken ist die Netzentgelterhö-
hung durch die SH Netz AG [0.91 
ct/kWh netto]. 

Aber wenn man die Strom-
preisentwicklung aus der Perspek-
tive der Bevölkerung und da ins-
besondere aus der Perspektive 
der einkommensschwächeren 
Menschen betrachtet, so kann 

nur festgestellt werden, dass 
den Menschen in Privathaushal-
ten seit der Jahrtausendwen-
de  [13,94 auf 31,47 Cent pro 
Kilowattstunde] eine rd. 125 
%ige Steigerung der Strom-
preise aufgedrückt wurde, und 

jede neue Erhöhung wird mit 
unterschiedlichen Worten und 
Erzählungen begleitet . 

Die Hauptprobleme beim Strom-
preis liegen darin, dass die Ver-
sorgung mit Strom und die Unter-
haltung der Netze – eigentlich 

eine elementare Sache der nicht-
gewinnorientierten  Daseinsvors-
orge – dem  sogenannten Markt, 
also dem Geschäftsgebaren we-
niger dominanter Konzerne über-
lassen wurde, und diese agieren 
nicht in erster Linie im Interesse 

Tempo 30: flächendeckend! 
ereits anläßlich der Diskussion zum Lärmaktionsplan hat sich 
die BALL-Fraktion in der Stadtvertretung und im Bauausschuss 
für die Einführung von Tempo 30 in ganz Barmstedt ausge-

sprochen. Dies hat die BALL bereits in ihrem Kommunalwahlpro-
gramm gefordert. Tempo 30 ist schnell zu verwirklichen und die kos-
tengünstigste Maßnahme, um Lärm, Abgase und Unfälle zu reduzie-
ren. Durch eine Anliegerinitiative und mit Unterstützung durch die 
BALL konnte in der Lutzhorner Landstrasse auf einem Teilstück Tem-
po 30 durchgesetzt werden, verbunden mit einem Tempo-Smily. 
Gewisse Hindernisse bei übergeordneten Straßenbehörden gegen 
Tempo 30 auf Kreis- und Landesstrassen sollten durch einen klaren 
Beschluss der Stadtvertretung und engagierte Initiativen aus der 
Bevölkerung überwunden werden. Eine neue Initiative aus dem Be-
reich der Moltkestrasse hat sich gerade mit einem Brief an die Stadt 
gewandt. Darin steht u. a. am Ende: „Sorgen Sie für eine flächendek-
kende Verkehrsberuhigung in Barmstedt,  senken Sie die Höchstge-
schwindigkeit im gesamten Stadtgebiet auf 30 kmh, bauen Sie die 
Fahrradwege aus, gestalten Sie die Innenstadt sicher und attraktiv 
und kommen Sie Ihrer Verantwortung für alle EinwohnerInnen Barm-
stedts nach.“  Dem ist nichts hinzuzufügen.

Klaus Kuberzig
Vorsitzender des
Ausschusses für
Jugend u. Soziales

der Bevölkerung sondern mit der 
Zielsetzung der Gewinnmaximie-
rung und steigender Aktienkurse. 
Dann auch wichtig: Bei den Strom-
preisen für die Bevölkerung ist 
daran zu erinnern, dass diese die 
EEG-Abgabe für die rund  2.000 
stromverbrauchsintensiven Groß-
unternehmen, die von der EEG-
Abgabe befreit sind, faktisch 
mitbezahlen. Und dann zahlen 
die privaten Haushalte auch das 
mehr, was viele Großverbraucher 
an Strompreisnachlässen über 
Sondertarife erhalten.
Wir sagen: Die ständigen 
Strompreiserhöhungen müssen 
gestoppt werden, und die BALL 
tut dies, indem sie auch dieser 
moderaten Strompreiserhöhung 
aus grundsätzlichen und sozialen 
Erwägungen nicht zustimmt.“

Klaus Kuberzig
Vorsitzender
Ausschuss für
Jugend u. Soziales

er Ausschuss für Kultur, 
Schule und Sport hat 
sich auf seiner Sitzung 

am 27. August mit der Digita-
lisierung der Schulen befasst. 
Dabei geht es um den Einsatz 
von Computern bzw. Tabletcom-
putern im „normalen“ Unterricht. 
Voraussetzung dafür ist, dass 
die Schulen mit WLAN ausge-
stattet sind. Per WLAN können 
die Computer drahtlos auf das 
Schulnetz / Internet zugreifen 
und auch Daten untereinander 
austauschen.

Aus den Fördermitteln der 
Bundesregierung (Digitalpakt 1)
werden an den Barmstedter 
Schulen die Voraussetzungen 
geschaffen, um Tablets im Un-
terricht nutzen zu können. 
Neben technischen Maßnahmen 

D

Öffentlicher Personennahverkehr

(Verkabelung, WLAN) gehören 
dazu die Ausstattung und Fort-
bildung von Lehrkräften.

Aus einem zusätzlichen So-
fortausstattungsprogramm der 
Bundesregierung werden Tablet-
Koffer angeschafft. Dabei handelt
es sich um einen Klassensatz 

von Tabletcomputern (in einem 
Koffer), die für ein Unterrichts-
vorhaben ausgeliehen werden 
und damit zeitweise von ver-
schiedenen Klassen genutzt wer-
den können.

In der Ausschusssitzung ging
es um die Frage, wie jede Schü-

lerin und jeder Schüler mit einem
Gerät ausgestattet werden kann. 
Zu diesem Punkt haben die El-
tern über die Schulkonferenz ein 
Mitspracherecht – im Ausschuss 
ging es um die Finanzierung der 
Geräte für Schüler(innen).

Der Ausschuss hat beschlos-
sen, dass (zunächst) je ein Jahr-
gang des Gymnasiums und der 
Gottfried-Semper-Schule mit Ta-
blets ausgestattet werden sollen.

Die Finanzierung der Geräte 
(Apple-Ipads) der Geräte ist 
folgendermaßen vorgesehen:
1. Die Eltern schaffen das Tablet 
an (Finanzierung oder Sofortkauf)
2. Die Eltern leihen das Gerät für 
eine Leihgebühr von 5,00 Euro 
pro Monat

Familien mit geringem Ein-
kommen erhalten das Gerät 

kostenlos, damit niemand aus 
finanziellen Gründen von der 
digitalen Bildung ausgeschlossen 
wird – dieser Punkt ist für die 
BALL besonders wichtig und 
wird auch von den anderen 
Fraktion mit getragen.

Dieser Vorschlag ermöglicht 
den beiden großen Barmstedter 
Schulen (Schülerinnen und Schü-
lern, Eltern und Lehrkräften), in 
einem Jahrgang umfassende 
Erfahrungen mit dem unterricht-
lichen Einsatz von Tablets zu ge-
winnen. Durch die Begrenzung 
auf einen Jahrgang bleibt der 
finanzielle Aufwand für alle Be-
teiligten überschaubar und kann 
in der Zukunft genauer kalkuliert 
werden.

Die nicht dem ausgewählten 
Jahrgang angehörenden Schüle-
rinnen und Schüler werden nur 
zeitweise mit Tablets arbeiten 
können (Kofferlösung), aber 
auch sie werden von den Erfah-
rungen des Tablet-Jahrgangs 
profitieren.

N icht nur die Corona-Kri-
se stellt uns vor nie da-
gewesene Herausforde-

rungen, sondern erst recht die 
Klimakrise: Wälder sterben an 
Trockenheit, eine Hitzewelle legt 
ganz Europa lahm und im Glo-
balen Süden verlieren Millionen 
Menschen durch Dürren, Stürme 
und Überflutungen ihre Lebens-
grundlagen. Selbst die Arktis 
erreicht Hitzerekorde von bis zu 
38 Grad. Die Bundesregierung 
muss auf die Wissenschaft hö-
ren und endlich entschlossen 
handeln.

Diesen Herbst hat sie die bes-
te Gelegenheit dazu: Beim EU-
Gipfel im Oktober wird über die 
europäischen Klimaziele als Bei-
trag zum Pariser Klimaabkom-
men entschieden. Deutschland 
hat den Vorsitz und steht des-
halb in der Verantwortung, dass 
die EU-Staaten beschließen, die 
Treibhausgasemissionen bis 
2030 um mindestens 65 Prozent 
zu reduzieren. Nur so können 
wir unseren Teil dazu beitragen, 
dass die Erderhitzung nicht die 
kritische 1,5-Grad-Schwelle über-
schreitet. Jenseits der 1,5-Grad-
Grenze wird die Klimakrise brand-
gefährlich und beginnt sich selbst 
zu verstärken. Schon jetzt ver-
stärkt die Klimakrise Ungerech-

tigkeiten und trifft diejenigen 
besonders hart, die am wenigs-
ten zur Erderhitzung beitragen, 
insbesondere im Globalen Süden.

Die Bundesregierung muss 
endlich ihre Hausaufgaben ma-
chen, denn genau diese 1,5-Grad-
Grenze ist mit dem derzeitigen 
Stillstand beim Erneuerbaren-
Ausbau und einem Kohleaus-

stieg in Deutschland erst 2038
nicht einzuhalten. Das Kohle-
Gesetz der Bundesregierung be-
friedet den Konflikt um die Koh-
le nicht. Wer die Wählerstimmen 
für die Bundestagswahl im näch-
sten Jahr will, muss schnellsmög-
lich, spätestens 2030, aus der 
Kohle aussteigen. Für die Ener-
giewende brauchen wir jetzt 

Offene Ganztagsschule
droht an fehlenden Räumen 
zu scheitern

Herbert Flick
Ausschuss f. Kultur
Schule und Sport

Tablets im Schulunterricht:

Pilotprojekt gestartet

den massiven Ausbau der Er-
neuerbaren: auf mindestens 75 
Prozent bis 2030.

Mit den Corona-Konjunktur-
hilfen nimmt die Bundesregie-
rung viel Geld in die Hand. Statt 
Staatshilfen für klimaschädliche 
Industrien braucht es angesichts 
der Klimakrise jetzt eine sozial-
ökologische Transformation der 
Wirtschaft: Klimaschutz und so-
ziale Gerechtigkeit müssen die 
Eckpfeiler aller Investitionen sein. 
Die klimapolitischen Herausfor-
derungen eröffnen die Chance, 
Soziales neu zu denken und so 
mehr Lebensqualität für alle zu 
schaffen. Wir wollen einen so-
lidarischen Sozialstaat, in dem 
Strom, Wohnen, Lebensmittel 
und Mobilität klimafreundlich 
und für alle bezahlbar sind.

Für starke EU-Klimaziele, 
einen Kohleausstieg 2030 und
eine sozial-ökologische Trans-
formation gehen wir als Klima-
aktivist*innen, Umwelt-, Ent-
wicklungs- und Sozialverbände 
am Freitag, den 25. September 
bundesweit auf die Straßen. 
Gemeinsam stellen wir uns hin-
ter Fridays for Future und ihren 
weltweiten Aktionstag. Der Pro-
test und die Forderungen der 
Schüler*innen sind notwendig, 
um die Erderhitzung zu stoppen.

Dieser Text wurde aus dem Aufruf 
des Unterstützerbündnis Klima-Streik 
25.9. übernommen und teilweise ge-
kürzt. Den vollstänigen Text und 
weitere Infos finden Sie auf der Inter-
netseite www.klima-streik.org.

ELMSHORN
Freitag, 25. September
10 Uhr Buttermarkt

Mit FridaysForFuture auf die Straße!

n der letzten BALL-Zeitung 
hatten wir über die mög-
liche Ausweitung des öf-

fentlichen Nahverkehrs in Barm-
stedt berichtet . Nachdem ein 
Projekt „Bürgerbus“ keine po-
litische Mehrheit gefunden 
hatte, wurde im Sozialausschuss 
beschlossen, mit dem Kreis 
Pinneberg in Verhandlungen zu 
treten, den öffentlichen Nahver-
kehr (ÖPNV) zu erweitern.

I Mittlerweile hat es dazu Be-
ratungen zwischen der Verwal-
tung, Vertretern der Parteien 
und dem ÖPNV-Management 
des Kreises gegeben. Erarbeitet 
wurden dabei Vorschläge, wie 
das System der „Anruf-Sammel-
Taxis“ (AST) ausgebaut werden 
könnte. Dazu gehören die Tak-
tung dieser Busse sowie die Ein-
richtung zusätzlicher Haltestel-
len. Letzteres ist vor allem not-

wendig, weil es mehrere Neu-
baugebiete gibt , die bisher 
außen vor sind.

Diese Vorschläge wurden 
jetzt vom Verkehrsausschuss 
des Kreises bestätigt und sollen 
mit dem Fahrplanwechsel im 
Dezember in Kraft treten.

Wir werden sie selbstver-
ständlich weiter informieren.

Meierei /Käsefabrik:
Wasservertrag kündigen!

ie „Offene Ganztags-
schule“ war erneut 
ein zentrales Thema in 

der letzten Sitzung des Aus-
schusses für Schule, Sport und
Kultur. Die BALL hatte in der 
Stadtvertretersitzung am 
11.06. noch einmal versucht, 
gegen die Erhöhung der Ent-
gelte für die Schulkinderbetreu-
ung vorzugehen, alle anderen 
Fraktionen stimmten jedoch 
gegen den Antrag. Allerdings
konnten wir erreichen, dass 
der Anfang des Jahres einge-
richtete Arbeitskreis zum The-
ma OGTS seine Arbeit endlich
aufnimmt um u.a. die Entgelt-
ordnung erneut zu diskutieren.

Derzeit ist eine der größ-
ten Herausforderungen die 
sehr angespannte Raumsitua-
tion an allen Schulen. Sowohl 
für die Schulkinderbetreuung 
als auch für die Kursangebote 
der OGTS werden Räume be-
nötigt, die es derzeit einfach 
an den Schulen nicht gibt. Die 
knappen räumlichen Ressour-
cen könnten bei weiterhin 
steigenden Anmeldezahlen in 
der Betreuung sogar zu einem 
Aufnahmestopp führen, was 
es unbedingt zu vermeiden 
gilt. Viele berufstätige Eltern 
sind auf die Betreuung ange-
wiesen, und ab 2025 haben 
sie auch gesetzlich einen 
Rechtsanspruch auf Ganztags-

betreuung. Bis dahin muss also 
noch einiges an den Barmstedter 
Schulen passieren. In diesem 
Zuge wurde auch diskutiert, ob 
die James-Krüss-Schule (JKS) 
zukünftig zu einer Offenen Ganz-
tagsschule umgewandelt werden 
sollte. Auch hier sind derzeit die 
zur Verfügung stehenden Räume 
nicht ausreichend für die Einfüh-
rung einer Ganztagsschule.

Aus Sicht der BALL führt 
kein Weg daran vorbei, die 
Räumlichkeiten vor allem an der 
Gottfried-Semper-Schule (GSS) 
und der JKS zu erweitern. Auch 
ein von der Stadt in Auftrag ge-
gebenes Gutachten lässt keinen 
Zweifel daran, dass die prognos-
tizierten steigenden Schülerzah-
len und der Rechtsanspruch

auf Ganztagsbetreuung die 
Kapazitäten der GSS sprengen 
werden, und das bereits in we-
nigen Jahren. Das Raumproblem 
betrifft die Schulen und Kitas 
gleichermaßen. Darum hat der 
Sozialausschuss auf Vorschlag 
u.a. der BALL beschlossen, eine 
Arbeitsgruppe einzurichten. 
Hier sollen von der Politik, Kitas, 
Schulen und Verwaltung gemein-
sam Ziele erarbeitet werden.
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Britt 
Schölermann
Ausschuss f. Kultur
Schule und Sport

Katharina
Schwietering
Ausschuss für
Jugend u. Soziales

E s ist bekannt, dass die 
Meierei/Käsefabrik gut 
doppelt so viel Wasser 

im Jahr verbraucht wie die 
gesamte Barmstedter Bevölke-
rung. Einige Hunderttausende 
von Kubikmetern schöpft die 
Meierei kostenlos aus ihrem 
eigenen Brunnen. Das Wasser 
wird aus dem gleichen Grund-
wasserleiter in rd. 110 Metern 
Tiefe entnommen, aus dem die 
Stadtwerke die Bevölkerung 
versorgen. Keiner weiß, wie 
nachhaltig dieser Grundwas-
serleiter ist. Dann kauft die 
Meierei/Käsefabrik über einen 
Wasservertrag riesige Wasser-
mengen von den Stadtwerken 
hinzu. Was die Meierei/Käse-
fabrik dafür bezahlt, wird vor
der Bevölkerung geheim ge-
halten. So ist es üblich in einer 
Gesellschaft, die den großen 
Unternehmen etliche Sonder-
tarife, Vergünstigungen, Steu-
ergeschenke oder Abgabenbe-
freiungen gewährt. Die BALL 
ist der Auffassung, dass der 
Wasserliefervertrag mit der 
Meierei /Käsefabrik gekündigt 
werden muss. Der Bezug von 
Wasser für die industrielle 
Nutzung muss deutlich teurer 
werden und es darf keinen 
Mengenrabatt geben:  je mehr 
Wasser verbraucht wird, um 

so billiger –  das kann so nicht 
weitergehen.  

Das zweite Problem des rie-
sigen Wasserverbrauchs durch 
die Meierei/Käsefabrik ist die 
Abwasserentsorgung. Bekannt-
lich leitet die Meierei/Käsefabrik 
riesige Mengen Brüdenwassers 
in die Regenwasserkanalisation 
ein, und sie hat dafür vor Jahren 
einen niedrigen Sondertarif „indu-
strielle Abwasser“ erhalten.  Die 
Sanierungsarbeiten u. a. am  Re-
genwasserrückhaltebecken am 
Küsterkamp sind auch anteilig 
durch die Einleitungen der Mei-
erei/Käsefabrik erforderlich ge-
worden. Die BALL erwartet, dass 
der Abwasserzweckverband 
AZV die Meierei gleichermaßen 
wie die Bevölkerung für ihre 
Einleitungen zur Kasse bittet.

weil viele Eltern die Doppelbe-
lastung nicht tragen können. Ein 
gutes Zusammenspiel der beiden 
genannten Angebote ist daher 
dringend erforderlich.

Außerdem halten wir es für not-
wendig, dass dieses Konzept für
alle Schulen in Barmstedt zu-
künftig gilt. Der große limitieren-
de Faktor bei der Planung ist 
derzeit die Raumknappheit an 
allen Barmstedter Schulen. Eine 
gute OGTS braucht ausreichend 
Räumlichkeiten, um ein qualitativ 
hochwertiges Betreuungskonzept 
zu gewährleisten.
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Freiheit für
Julian Assange !

er mutige Journalist 
Julian Assange wird 
seit fast drei Jahren 

im englischen Hochsicher-
heitsgefängnis Belmarsh durch 
Isolationshaft gefoltert, wie 
der UN-Sonderbeauftragte 
für Folter, Nils Melzer, nach 
eingehender Untersuchung 
festgestellt hat. Es droht die 
erhebliche Gefahr, dass Julian 
Assange durch die Isolations-
folter zu Tode kommt. Die 
US-Behörden verlangen seine 
Auslieferung. In einer ersten 
Verhandlung hat ein engli-
sches Gericht die Auslieferung 
abgelehnt wegen drohender 
Suizidgefahr, aktuell findet die 
Berufungsverhandlung statt. 
Weltweit, so in Hamburg, gibt 
es Solidaritätsbekundungen 
mit Julian Assange: Free 
Assange !

Der wahre Grund für die 
Verfolgung von Julian Assange 
ist, dass er über wikileaks
unliebsame Wahrheiten über
Kriegsverbrechen und andere 
Machenschaften von US- und 
anderen Regierungen ans 
Licht gebracht hat und an ihm 
anscheinend ein öffentlich 
sichtbares Exempel statuiert
 werden soll, um kritischen 
Journalismus zum Schweigen 
zu bringen. Ende September
wurden in den USA von Ya-
hoo!News über Pläne der CIA 
zur Entführung und Ermordung 
von Julian Assange berichtet.
Große internationale Zeitungen 
– so die „New York Times“, 
der „Guardian“ und der „Spie-
gel“ – hatten seinerzeit die 
Veröffentlichungen von wiki-
leaks verbreitet. Jetzt schwei-
gen sie weitestgehend. Und 
was sagt die Bundesregierung 
zur Zerstörung des Lebens 
eines unabhängigen Journalis-
ten? Nichts.

Die US-Regierung ist hin-
ter Julian Assange her, weil er 
mehr als 15.000 nicht erfasste
Todesfälle unter irakischen 
Zivilisten ans Licht gebracht 
hat; weil er die Folter und 

Misshandlung von rund 800 
Männern und Jungen im Alter
zwischen 14 und 89 in Guan-
tánamo enthüllt hat; weil er 
aufgedeckt hat, dass Hillary

Clinton im Jahr 2009 US-Di-
plomanten damit beauftragt
hatte, UN-Generalsekretär 
Ban Ki Moon sowie andere
UN-Vertreter aus China, Frank-
reich, Russland und dem Verei-
nigten Königreich auszuspion
ren und DNA, Iris-Scans, Fin-
gerabdrücke und persönliche 
Passwörter zu erlangen – dies 
war Teil der großangelegten 
illegalen Überwachung, die 
auch das Abhören von UN-
Generalsekretär Kofi Annan in 
den Wochen vor dem von den 
USA angeführten Einmarsch in 
den Irak im Jahr 2003 beinhal

tete; weil er enthüllt hat, dass 
Barack Obama, Hillary Clinton 
und die CIA im Juni 2009 den 
Militärputsch in Honduras 
orchestrierten, durch den der 
demokratisch gewählte Präsi-
dent Manuel Zelaya gestürzt 
und durch ein so mörderisches
wie korruptes US-höriges Mili-
tärregime ersetzt wurde; weil 
er ans Licht gebracht hat, dass
George W. Bush, Barack Oba-
ma und General David Petra-
eus im Irak einen Krieg führ-
ten, der nach den Nürnberger 
Gesetzen als krimineller An-
griffskrieg definiert ist, als 
ein Kriegsverbrechen, dass 
sie Hunderte von gezielten 
Tötungen genehmigten, da-
runter die von US-Bürgern im 
Jemen, und dass sie heimlich 
Raketen-, Bomben- und Droh-
nenangriffe auf den Jemen 
gestartet haben, bei denen 
zahlreiche Zivilisten getötet 
wurden; weil er enthüllt hat, 
wie die von der CIA und der 
NSA verwendeten Hacker-
Tools die flächendeckende 
Überwachung unserer Fern-
seher, Computer, Smartpho-
nes und Antiviren-Software 
ermöglichen und es der Regie-
rung erlauben Gespräche, Bil-

der und private Textnachrich-
ten sogar von verschlüsselten 
Apps aufzuzeichnen und zu 
speichern. Free Assange! 

eit Jahrzehnten gilt das 
Hauptaugenmerk der Ver-
kehrsplaner dem Auto. 

Für die meisten Menschen in 
Deutschland gilt es als unver-
zichtbar. Es transportiert uns, 
alle Waren des täglichen Bedarfs 
und noch viel mehr. Wir haben 
Landschaften, Dörfer und vor 
allem Städte nach den Bedürf-
nissen des Autoverkehrs mit 
Autobahnen, Landstraßen und 
vor allem Parkraum ausgestattet. 
Die Autolobby hat dafür gesorgt, 
dass die Fahrzeuge allerorts das 
Bild im öffentlichen Raum be-
herrschen. So auch in Barmstedt. 
Den knapp bemessenen Raum 
in unserer Innenstadt müssen 
sich Fußgänger meist mit dem 
Fahrradverkehr teilen, während

 Autos haarscharf an Passanten 
und Radfahrern vorbeirauschen. 
Geh- und Radwege sind zu eng, 
oft in einem schlechten Zustand 

S

und ein Radverkehrsnetz ist 
nicht vorhanden. Dabei ist Barm-
stedt bei seiner Größe ein Ort 
der kurzen Wege. Viele, die kei-
ne schweren Lasten zu transpor-
tieren haben, könnten ihre täg-
lichen Strecken auch ohne gro-
ßen Zeitaufwand mit dem Fahr-
rad bewältigen. Dafür muss die
Fahrt mit dem Drahtesel aber 
sicherer und komfortabler wer-
den. In den letzten Jahren haben 
mehrere Bürgerinitiativen mit 
Presseveröffentlichungen, Pro-
testen, Unterschriftenaktionen 
und zuletzt mit einer Fahrradde-
mo erfolglos auf diese Missstän-
de hingewiesen. Die Mehrheit 
der Barmstedter Stadtvertretung 

hat die Anliegen ihrer Bürger 
weitgehend ignoriert.

Vor gut zwei Jahren gründe-
ten Mitglieder des Bauausschus-
ses eine Arbeitsgruppe mit dem
Ziel, den Bedürfnissen der Rad-
fahrer in Barmstedt mehr Raum 
zu geben und die Interessen al-
ler Verkehrsteilnehmer besser 
aufeinander abzustimmen. Alle 
Fraktionen der Stadtvertretung 
haben dafür ein*e Vertreter*in 
in die sogenannte Rad AG ent-
sandt. Unterstützt werden sie
bei jedem Treffen von der Stadt-
verwaltung. In mühevoller Klein-
arbeit wurden zunächst die neu-
ralgischen Punkte im Verkehrs-
netz herausgearbeitet. Nun wer-

den Lösungsansätzen gesucht. 
Die BALL konnte sich zwar nicht 
mit ihrer Forderung nach Tempo 
30 auf allen Straßen innerhalb 
des Stadtgebiets durchsetzen, 
aber wenigstens hat die Rad 
AG im letzten Bauausschuss mit 
großer Zustimmung einen Be-
schluss herbeigeführt, der eine 
deutliche Ausweitung der beste-
henden 30er Zonen vorsieht.   

Mit dem bereits beschlosse-
nen Neubau einer Radabstel-
lanlage am Bahnhof und dem 
ebenfalls in der letzten Sitzung 
des Bauausschusses beschlos-
senen Erstellung eines Radver-
kehrskonzeptes sollen die ersten
Schritte zu einer fahrradfreund-
lichen Stadt verwirklicht werden. 
Dafür bedarf es noch mancher 
Anstrengung, denn fast alle „Pro-
blemstraßen“ – unsere Haupt-
verkehrswege – gehören nicht 
der Stadt, sondern Kreis und 
Land. Diese von der Notwendig-
keit zu überzeugen, dem Fahrrad 
mehr Raum und mehr Sicherheit 
zu geben, muss in Zukunft mit 
Nachdruck auch außerparlamen-
tarisch eingefordert werden. 

Mehr Raum für den Fahrradverkehr

Dr. Günter Thiel
Fraktionsvorsitzender

ALDI (Albrecht Diskont), 
das sind die beiden 

Discount-Einzelhandelsketten 
Aldi Nord und Aldi Süd. Es han-
delt sich um zwei Konzerngrup-
pen, die jeweils aus mehreren 
Dutzend Regionalgesellschaften 
bestehen. Neben dem Hauptkon-
kurrenten Lidl gelten die beiden
Aldi-Gesellschaften zusammen-
genommen mit ihren 11.235 Fili-
alen (2019) und rd. 200.000 Be-
schäftigten als größter Discoun-
ter der Welt. Aldi Nord kam 2019
in neun Ländern mit 4725 Filialen
auf 22,8 Milliarden Euro Netto-
umsatz, Aldi Süd erreichte mit 
etwa 6510 Filialen in neun Län-
dern einen Nettoumsatz von 51,8 
Milliarden Euro.

Ziel der großen Discount-Kon-
zerne ist es, in einem verbisse-
nen Verdrängungswettbewerb 
auf dem Rücken ihrer Zulieferer 
weitere Einzelhandelskonkurren-
ten zur Aufgabe zu zwingen und 
damit ihre Marktführerschaft 
abzusichern.
   Ein Beispiel: Aldi Nord kaufte 
sich zum Jahreswechsel groß in 
Frankreich ein. Der Discounter 
übernahm 547 Filialen und drei

zentrale Auslieferungslager des
französischen Konkurrenten Grou-
pe Casino. Mit 717 Millionen
Euro ist dies wohl der größte
Deal dieser Art in der Geschich-
te des Lebensmitteldiscounters. 
    Mit der Übernahme verfolgt 
Aldi das Ziel, Marktführer im Be-
reich der Lebensmitteldiscounter 

in Frankreich zu werden. Bislang 
erzielte Aldi Nord in Frankreich 
mit knapp 900 Märkten einen 
Umsatz von rund 3,3 Milliarden 
Euro. Damit lag der Discounter 
weit hinter Lidl, der in Frankreich 
auf mehr als zehn Milliarden Euro
Umsatz kommt und 1530 Filialen 
betreibt.
    Zeitgleich zu der Übernahme 
der französischen Discountmärk-
te gab es die Ankündigung von
Aldi, den Einkaufspreis pro Kilo
Butter deutlich zu senken. Ob-
wohl auf dem Weltmarkt der But-
terpreis anstieg. Dies hat massive
Proteste bei den Bauern ausge-
löst. Den Bauern geht es dabei 
nicht um Luxus, sondern schlicht 
um ihre Existenz. Sie blockierten
mit hunderten Traktoren die La-
ger von Aldi. Auch die Barmsted-
ter Meierei/Käsefabrik und deren 
Bauern sind als Aldi-Zulieferer 
betroffen. In einer Aktion vor den
Eingangstoren der Meierei/Käse-
fabrik forderten sie die Geschäfts-

leitung auf in den Preisverhand-
lungen mit Aldi nicht nachzuge-
ben. Aber Aldi sitzt am längeren 
Hebel. Die wirtschaftliche Abhän-
gigkeit ist zu groß. Die Lieferan-
ten werden in die Knie gezwun-
gen. Erst wenn sie am Boden 
liegen, verhandeln die Discount-
Konzerne mit ihnen. „Wer bei 
den Discountern nicht mitziehe”, 
so ein Vertreter der Molkereien
in einem NDR-Interview, „verlie-
re von einem Tag auf den ande-
ren seine Verträge. Um die Butter 
dann doch noch verkaufen zu 
können, müssten die Betriebe sie
noch günstiger an die Lebensmit-
telindustrie (z.B. Unilever o. Dr. 
Oetker) verkaufen.”
   Die französischen Bauern, die 
bisher die von Aldi übernom-
menen 547 Diskounter beliefert 
haben, stehen jetzt vor dem Aus.
Deutsche Molkereien liefern ALDI 
die Butter zu niedrigeren Preisen. 
Um finanziell zu überleben, müs-
sen sie jetzt noch mehr Milch 

Immer mehr Milchverarbeitung in der Meierei/Käsefabrik

ALDI zwingt Bauern in die Knie

produzieren. 2005 wurden in der 
Barmstedter Meierei/Käsefabrik 
423 Millionen kg Milch verar-
beitet. Die Rohmilchanlieferung 
muss jährlich gesteigert werden. 
Heute liefern 1.126 Bauern ca. 
1.500 Millionen kg (s. Veröffent-
lichungen auf der Internetseite). 
Das Erfassungsgebiet erstreckt 
sich über Schleswig-Holstein, 
Hamburg und das nördliche 
Niedersachsen.
    Der Grundwasserverbrauch 
der Meierei/Käsefabrik nimmt 
von Jahr zu Jahr zu. Immer mehr 
Milchfahrzeuge fahren durch 
Barmstedt, verpesten die Luft 
und gefährden und nerven die 
Menschen. Die Anwohnerinitia-
tive „Mut zur Vernunft” hat bei 
Verkehrszählungen mehrfach 
festgestellt, dass die tägliche er-
laubte LKW-Menge die Vorgaben 
des Bebauungsplans übersteigt. 
Aber schützende Hände nicht nur 
im Kieler Umweltministerium (Die 
Grünen) sehen bisher tatenlos zu.

Milchanlieferung 
in Mio. kg 
Quelle: Internetseite 
der Meierei / Käsefabrik

20.000 neue Sozialwohnungen 
gebaut, allerdings fallen jedes 
Jahr mindestens 50.000 weg, 
weil die sogenannte Bindungsfrist 
ausläuft. Innerhalb der Bindungs-
frist, die je nach Bundesland 15 
bis 30 Jahre betragen kann, muss 
eine Wohnung als Sozialwohnung 
vermietet werden. Danach kann 
sie theoretisch wieder teurer 
vermietet werden. Da haben 
Immobilieninvestoren das „Beton-
gold“ für sich entdeckt, kaufen 
ganze Wohnviertel auf, um sie 
dann teuer neu zu vermieten. 
Unterstützung erhielten diese von 
den verschiedenen Bundesregie-
rungen in Berlin. In vielen Städten 
regt sich der Widerstand gegen 
ständige Mietpreissteigerungen. 
Immer mehr Unterstützung finden 
Forderungen nach Mietpreisstopp 
und Überführung der Wohnun-
gen großer Immobilienkonzerne 
mit teilweise hunderttausenden 
Wohnungen in gemeinnütziges 
Eigentum.

I
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Undurchsichtige 
Planung des AZV

Lärmaktionsplan: 
Tempo 30 erster Schritt

m Frühjahr ließ der Ab-
wasser Zweckverband (AZV)
im Krückaupark eine Flä-

che von ca. 9.000 qm roden, 
da laut eigenen Aussagen das 
bestehende Regenwasserrück-
haltebecken mittlerweile viel zu 
klein sei. Zuvor hatte der AZV 
im Bauausschuss der Stadt stets 
von einer Fläche von 6.000 qm 
gesprochen, was im Nachhinein 
als „Zahlendreher“ dargestellt 
wurde. In der letzten Sitzung 
des Bauausschusses stellte der 
AZV seine neueste Planung 
vor, die vorsieht, zusätzlich 
weitere 2.000 qm zu roden, um 
das Regenrückhaltebecken zu 

vergrößern. Dieses Vorgehen 
wirft Fragen auf. Schon länger 
steht fest, dass die Barmstedter 
Meierei/Käsefabrik gewaltige 
Mengen Abwässer kostengün-
stig ins Regenwassernetz abführt. 

Die BALL wollte daher vom AZV 
wissen, um welche Menge es 
sich handelt. Der AZV konnte er-
neut lediglich Zahlen vorlegen, 
die auf Messungen der Meierei/ 
Käsefabrik selbst beruhen und 
war nicht in der Lage objektive 
Daten zu liefern.  Zumindest 
kann angezweifelt werden, dass 
die Menge sich auf 180.000 Ku-
bikmeter beläuft, wie neuerdings 
behauptet. Alleine die im Jahre 
2019 verarbeitete Menge an  
Milch betrug 1,4 Mrd. kg und es 
ist allgemein bekannt, dass die 
Meierei jährlich Hunderttausen-
de Kubikmeter Wasser ver-
braucht. Es stellt sich also die 

Frage, ob in Barmstedt auf Kos-
ten aller Bürger Flächen haupt-
sächlich deswegen gerodet wer-
den, um die Abwässer der Meie-
rei/Käsefabrik zu bewältigen. 

er Kraftfahrverkehr in 
Barmstedt hat – wie 
überall – zugenommen

und wird voraussichtlich auch 
weiterhin zunehmen. Da Barm-
stedt mit seinem historisch ge-
wachsenem Straßennetz kaum
über gut ausgebaute Hauptver-
kehrswege verfügt, zeigt sich 
diese Problematik im gesamten
Stadtgebiet. Vor allem die  Durch-
fahrtsstraßen, wie Hamburger 
Straße, Feldstraße, Brunnenstra-
ße, Moltkestraße etc., sind sehr 
stark belastet und nicht mehr 
ausbaufähig.

Besonders die Strecke Pinne-
berger Landstraße - Spitzerfurth

– Mühlenweg, die einst als Orts-
umgehung geplant war, hat ein 
extrem hohes Verkehrsaufkom-
men, sodass die überörtlichen 
Behörden einen Lärmaktions-
plan für den ersten Teilabschnitt 
fordern. Darum sprachen sich
BALL und Grüne als erste schnell
und kostengünstig umzusetzen-
de Maßnahme für eine Geschwin-
digkeitsbegrenzung von Tempo 
30 auf der Pinneberger Land-
straße bis zum Kreisel (Abzweig 
Spitzerfurth) aus. Zudem fordern
wir einen gesicherten Überweg
zwischen Seepark und Wald. 
Gerade dieser Weg ist bei Rad-
fahrern, Wanderern, Joggern 
und Spaziergängern sehr beliebt
und führt zudem zum Wald-
spielplatz. Ein gefahrloses Pas-
sieren der Pinneberger Landstra-

ße ist aber kaum möglich.
Wir sind der Meinung, dass 

es dem Erholungsort Barmstedt 
nicht gut zu Gesicht steht, dass 
mitten durch sein grünes Herz 
jährlich über 3 Mio. Fahrzeuge 
beinahe unkontrolliert rasen kön-
nen, denn nur wenige halten 
sich an die vorgeschriebene Ge-
schwindigkeit.

Selbstverständlich sind Stra-
ßen für den Kraftfahrzeugver-
kehr da, aber das steigende Ver-
kehrsaufkommen kann nicht zu 
Lasten der Anwohner und der 
Lebensqualität in unserer Stadt 
gehen. Barmstedt braucht drin-
gend ein aktualisiertes Verkehrs-
konzept, welches Tempo 30 im

gesamten Stadtgebiet und auch 
auf den Durchgangsstraßen 
möglich machen muss. Eine Zeit-
ersparnis von 2-3 Minuten pro 
Fahrt sollte nicht wichtiger sein 
als die Gesundheit der Bürger, 
auch wenn einige Teile der CDU-
und der FWB-Fraktionen offen-
sichtlich diese Auffassung vertre-
ten. Gleichzeitig muss das Rad-
verkehrsnetz und der ÖPNV 
besser ausgebaut werden. Nur 
dann ist eine sinnvolle Verkehrs-
planung möglich.
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tliche Anwohner am 
Mühlenweg (L 75) sind 
genervt von der Lärm- 

und Verkehrsbelastung und 
haben von der Stadt Verbes-
serungen gefordert , u . a . Ge-
schwindigkeitsreduzierungen. 
Diese führen zu reduzierter 
Lärm- und Schadstoffbelas-
tung. Verkehrszählungen in der 
zweiten Augusthälfte zeigten 
auf, dass fast die Hälfte der 
Fahrzeuge zu schnell fuhr. Die 
Verwaltung hat auf die Einga-
ben der Bürger Anfang Novem-
ber 2019 eine Zusammenkunft 
der zuständigen Stellen (u. a. 
Kreis; Landesbetrieb Straßen-
bau; Polizei) veranlasst, doch

die erhofften Verbesserungen 
für die Anlieger blieben bis-
lang aus. Die Belastungen für 
die Anlieger seien für eine 
Landesstrasse nicht unüblich. 

Auch die absolut einfachste, 
kostenlose und wirkungsvolls-
te Maßnahme – Geschwindig-
keitsreduzierung auf Tempo 
30 – sei aufgrund komplizier-
tester Verordnungen nicht 
möglich, zumindest nicht jetzt. 
Die Stadt werde aber einen 
Lärmaktionsplan erstellen, der 
auch weitere stark belastete 
Straßen berücksichtigen solle. 
Es bleibt vorerst die Feststel-
lung, dass zur Lärmreduzie-
rung die betroffenen Anlieger 
zunächst etwas Lärm machen 
müssen.

Mühlenweg:

Tempo
runter ei Starkregen kommt es 

oft zu Überschwemmun-
gen der Kleingärten und 

Wiesen entlang des innerstädti-
schen Bereichs der Krückau. Die 
Gründe dafür sind der schnell 
ansteigende Wasserpegel der 
Aue und damit verbunden der 
eingeschränkte Abfluss des Ober-
flächenwassers (Regenwassers) 
in die Krückau. Um einen Rück-
stau ins Barmstedter Regenwas-
sersystem zu vermeiden, hat 
die Stadt bereits 1991 am Küs-
terkamp, hinter dem Aldi-Markt, 
ein 2.180 m3 großes Regen-
wasserrückhaltebecken gebaut. 
Zwanzig Jahre später musste 
man feststellen, dass durch den 
Eintrag von Sedimenten aus der 
(Regenwasser)entwässerung 
von Wohnflächen und Straßen 
das Rückhaltebecken erheblich 
verschlammt war. Durch eine 
Entschlammung konnte 2011 
zwar das Rückhaltevolumen ge-
halten werden, aber durch die 
zunehmende Versiegelung im 
Stadtgebiet kann es nicht mehr 
den Anforderungen genügen. 

Mit der Ansiedlung der Meie-
rei/Käsefabrik in der Mühlen-
straße verschärften sich die Pro-
bleme des Regenwassersystems.
Der Meierei/Käsefabrik wurde 
nämlich erlaubt, ihre industriel-
len Abwässer (Brüdenwasser) 

E

Regenrückhaltebeckenerweiterung am Küsterkamp:

Immer mehr industrielles Abwasser

BALL-Fraktion gegen Strompreiserhöhung:

Strompreise sollen weiter steigen 

kostengünstig in das Regenwas-
serkanalnetz einzuleiten. Eine 
Einleitung in das Abwassernetz 
wäre wesentlich teurer für die 
Meierei/Käsefabrik. Durch die 
jährlich steigende Produktion 
fällt immer mehr Brüdenwasser 
an. Mittlerweile sind das meh-
rere Hunderttausend Kubikme-
ter jährlich. Dies führt zu einer 
Überforderung der Aufnahme-
fähigkeit des Regenwassersy-
stems und verstärkt die Proble-

me bei Starkregen. Bis Ende 
2021 soll jetzt eine erhebliche 
Vergrößerung des Regenwas-
serrückhaltebeckens vorgenom-
men werden. Die öffentliche 
Diskussion darum drehte sich 
bisher hauptsächlich um die 
Errichtung einer Baustraße ent-
lang der Krückau. Dass die Ab-
wassereinleitung der Meierei/
Käsefabrik ein wesentlicher 
Grund für den Notstand ist, 
wird kaum thematisiert. Die 

Barmstedter Bevölkerung bleibt 
bisher uninformiert, stattdes-
sen wird sie zur Kasse gebeten: 
von 0.46 Euro auf 0.52Euro 
pro Quadratmeter versiegelter 
Fläche hat der AZV ab 2020 
die Niederschlagswassergebühr 
erhöht, „insbesondere“ wegen 
der „Modernisierungsmaßnah-
men“ am Regenrückhaltebe-
cken am  Küsterkamp, die zu ei-
nem guten Teil durch die hohen 
Einleitungen der Meierei/Käse-
fabrik erforderlich sind.

B

Haushalte, Kleinbetriebe und 
mittelständischen Unternehmen 
zur Kasse gebeten. Die Strom-
preise in Deutschland sind 
mittlerweile die zweithöchsten 

in Europa. „Die BALL hat in ih-
rem Kommunalwahlprogramm 
erklärt, dass sie keiner Strom-
preiserhöhung zustimmen wird. 
Daran halten wir uns. Die Strom-

ie Stadtvertretung be-
schloss mit den Stim-
men von CDU, FWB 

und SPD eine Erhöhung der 
Strompreise zum 1.1.2020 um 
8.5 % beim Arbeitspreis. Die 
BALL-Fraktion lehnte geschlos-
sen die Strompreiserhöhung 
ab, ebenso eine Stadtvertre-
terin der SPD und der GRÜ-
NEN. Ein erheblicher Teil der 
Strompreiserhöhung geht auf 
die Erhöhung der Umlage für 
Erneuerbare Energien (EEG) 
zurück. Die konzernfreundliche 
Polit ik der CDU/CSU/SPD-
Bundesregierung  hat gut 2000 
stromintensive Unternehmen 
von der Zahlung der EEG-
Umlage – sowie von weiteren 
Abgaben – befreit ,  dement-
sprechend mehr werden die 

Bürgerbus-Infoveranstaltung
it einem Bürgerbus könnte nicht nur die Mobilität zwischen 
den Umlandgemeinden und der Stadt Barmstedt verbessern 
werden, sondern dies wäre auch eine Maßnahme gegen 

den Klimawandel. Der Sozialausschuss der Stadt Barmstedt hatte das 
Thema Ende 2019 aufgegriffen. Jetzt laden die Stadt Barmstedt und 
die Agentur Landmobil gemeinsam zu einer Informationsveranstaltung 
Bürgerbus ein. Sie findet statt am Mittwoch, den 26. Februar 2020 
um 19 Uhr im Rathaus Barmstedt, Am Markt 1. Als Referenten 
werden die Experten der Agentur Landmobil, Dr. Holger Jansen und 
Ralph Hintz erwartet. Sie haben in den letzten Jahren rund 60 Bürger-
busprojekte im Schleswig-Holstein auf die Strasse gebracht.
Bürgerinnen und Bürger mit Interesse am Thema Bürgerbus sind auf 
der Veranstaltung herzlich willkommen.

DDr. Günter Thiel
Fraktionsvorsitzender

preiserhöhung trifft Menschen 
mit geringem Einkommen 
besonders stark . Das lehnen 
wir ab“, so BALL-Stadtvertreter 
Klaus Kuberzig. Die BALL kriti-
siert weiterhin, dass bundes-
weit zahlreiche Industriebetrie-
be – so auch die Meierei/Kä-
sefabrik – zusätzlich noch vor 
den Bürgern geheimgehaltene 
Sondertarife für den Strombe-
zug erhalten. Die Großkonzerne 
zahlen dabei weniger als eine 
Rentnerin. Das ist absurd, wenn 
man an den Klimaschutz denkt.
Die Angaben zu den Preiser-
höhungen betreffen Haushalte, 
die Strom in einem Grundver-
sorungstarif beziehen.  Laut 
Bundesnetzagentur sind das 
etwa 27 Prozent al ler Haus-
halte .

it Jahresbeginn über-
nahm die Johanniter-
Unfall-Hilfe die Schulkin-

derbetreuung an der GSS und JKS 
sowie die Organisation der Kurse 
der Offenen Ganztagsschule. Die 
Kosten steigen von 10,- pro Halb-
jahr auf 25,- Euro im Monat, eine 
Steigerung von 1150%. Die Eltern 
haben wenig Verständnis für die 
Preissteigerung für die Teilnahme 
an den Nachmittagskursen, die 
nicht mit einer Leistungssteige-
rung einher geht und damit nicht 
gerechtfertigt ist. Im März wird sich 
der KSS-Ausschuss mit dem Thema 
befassen und eine Bewertung vor-
nehmen. Die BALL möchte hier eine 
deutliche Kostenreduzierung errei-
chen, damit das Kursangebot für 
möglichst viele Kindern nutzbar ist. 

M

Preissteige-
rung für 
OGTS-Kurse

Raimond Bauer
Ausschuss Bau- u.
Umweltausschuss

M

AfD-Veranstaltung in Henstedt-Ulzburg:

Anschlag gegen Anti-AfD-Demonstranten 
m Rande einer Kundge-
bung gegen eine Ver-
anstaltung der AfD vor

dem Bürgerhaus in Henstedt-Ulz-
burg wurden am 17.10.2020 vier 
Protestierende von einem Anhän-
ger der rechtsradikalen Partei mit 
einem Auto angegriffen und zum 
Teil schwer verletzt. 

Nach Darstellung der Betrof-
fenen war der junge Mann mit 
einem VW-Amarok direkt auf die 
Antifaschist*innen zugefahren 
und hatte dabei den schweren
Pick Up auf den Gehweg gelenkt. 
Während er einen der Angegrif-
fenen mit dem Kotflügel erfasste, 
wurde der andere über die Mo-
torhaube geschleudert. Anschlie-
ßend setzte der Fahrer seine Jagd 
fort, verfolgte über eine Grünflä-
che noch zwei weitere Menschen 
und verletzte eine Frau.

Neben einer politischen hat 
dieser Vorfall auch eine regionale 
Dimension, da einer der Verletz-
ten aus Elmshorn kommt. Obwohl 
sich am darauffolgenden Tag 
rund 300 Menschen an einer De-
monstration in Henstedt-Ulzburg 

beteiligten, um ihre Solidarität mit 
den Betroffenen zum Ausdruck zu 
bringen, waren die öffentlichen 
politischen Reaktionen insgesamt 
verhalten. Unglaublich: Aus dem 
offensichtlichen Anschlag gegen 
Anti-AFD-Protestierende machte 
die Polizei anfangs lediglich Er-
mittlungen wegen „gefährlichen 
Eingriffs in den Straßenverkehr“.
Mittlerweile ermittelt die Staats-
anwaltschaft auch wegen schwer-
er Körperverletzung und der 

„Staatsschutz“ hat sich einge-
schaltet. Insgesamt jedoch waren 
aus der Parteienlandschaft und 
Öffentlichkeit angesichts der 
Schwere des Anschlags zu wenige 
Stimmen der Empörung oder der 
Solidarität zu vernehmen. 

So fühlt sich der Elmshorner 
Antifaschist auch allein gelassen.

„Wenn Menschen Ziel eines An-
schlages werden, dann erwarte 
ich einen Aufschrei. Ein jeder An-
griff auf Menschen, die sich der 

Demokratie zugehörig fühlen 
und für eine emanzipatorische 
Welt eintreten, ist ein Angriff auf 
genau diese Freiheit.“

Wer mit einem Auto gezielt 
Menschen angreift, nimmt ihren 
Tod billigend in Kauf und hat zwei-
felsohne den demokratischen Bo-
den der politischen Auseinander-
setzung verlassen oder nie betre-
ten. Eine Partei, deren Mitglieder
wiederkehrend rassistische und
antisemitische  Positionen vertre-
ten und vielfach offen mit dem
NS-Staat sympathisieren, verfolgt
in letzter Konsequenz eine Poli-
tik, welche die Menschenwürde 
in Frage stellt und politisch An-
dersdenkende einschüchtern soll.
Dagegen müssen alle Demokrat*
innen, gleich welcher Couleur, 
zusammenstehen.

Dazu noch ein paar ermutigen-
de Worte aus Elmshorn: „Der An-
schlag hat keinen Einfluss in die
Richtung, dass ich mich nun nicht
mehr engagiere. Das werden sie 
niemals schaffen. Ich gehe wei-
ter meinen Weg und hoffe, dort 
viele Menschen anzutreffen.“

A

Holstenring: Mieter wehren sich 
ie Feuerrauchmelder in 
den Wohnungen werden 
nicht mehr gewartet und 

sind außer Betrieb. Der Fahrstuhl 
im Holstenring Nr. 8 steht 17 Tage
still, bevor die Reparatur nach mas-
siven Protesten – u. a. durch die
BALL – ausgeführt wird. Die An-
wohner müssen mit ihren Einkauf-
staschen mehrere Stockwerke Trep-
pen steigen. Fenster sind undicht 
und andere Reparaturen werden 
nur schleppend ausgeführt. Der 
Hausmeister kommt aus Neumün-
ster und darf (mittlerweile) zwar 
Mängel entgegennehmen, aber 
nur tätig werden, wenn die Haus-
verwaltung mit Sitz in Berlin das 
genehmigt. Aber das kann Tage 
oder Wochen dauern.

Seitdem die gemeinnützige Woh-
nungsbaugenossenschaft Adlers-
horst die Hochhäuser am Holsten-
ring und am Weidkamp 2013 an

die ZBI-Immobiliengruppe verkauft
hat und die diese mittlerweile von
der AFP-Nord in Luxemburg über-
nommen wurden, sind Mieten 
und Nebenkosten bzw. Heizkos-
tenabrechnungen kontinuierlich 
gestiegen. 

Was sind das für Immobilien-
unternehmen, die jetzt im Holsten-
ring das Geld einstreichen? Auf 
der Internetseite der ZBI-Gruppe 
stellt sich das Unternehmen wie
folgt vor: „Mit 23 Jahren Erfahr-
ung am Wohnimmobilienmarkt 
gilt die ZBI-Gruppe als einer der
führenden Spezialisten für deut-
sche Wohnimmobilien. Seit dem
Jahr 2002 konzipiert das Emis-

sionshaus erfolgreich Wohnimmo-
bilienfonds für private und insti-
tutionelle Anleger und verfügt 
mit seinen 19 bisher aufgelegten
Fonds über eine nachhaltig posi-
tive Leistungsbilanz. Aktuell wer-
den rund 62.000 Wohneinheiten 
von der ZBI Gruppe verwaltet, 
das bislang realisierte Transak-
tionsvolumen liegt bei rund 10,7 
Mrd. Euro. Um überdurchschnitt-
liche Erträge (Gewinne) zu er-
wirtschaften, wählen wir unsere 
Investitionsobjekte sorgfältig aus“. 

Über die jetzigen Eigentümer, 
die AFP-Nord, kann man wenig an
 Informationen finden. Eines steht
jedoch fest: es ist kein Wohlfahrts-
verband, sondern die wollen das 
Geld ihrer Fondsanleger ebenfalls 
überdurchschnittlich vermehren. 
Dabei möchten die Eigentümer 

„ihre Hände nicht schmutzig ma-
chen”. Deshalb hat die AFP-Nord 
die WVB Centuria als deutsch-
landweit tätiges Hausverwaltungs-
unternehmen eingeschaltet. 

Wenn die WVB Centuria etwas 
von den Mietern will, kommt sie 
auf sie zu. Wenn die Mieter am 
Holstenring Probleme haben, ist 
die  Hausverwaltung  telefonisch 
für sie nicht erreichbar. Über die 
Ziele der WVB Centuria ist zu 
erfahren, dass es ihnen darum 
geht, „maximale Erträge für ihre 
Investoren zu erzielen. Kosten-
senkung bei Optimierung des 
in der Immobilie gebundenen 
Vermögens. Durchführung von 
Mieterhöhungen zur Steigerung 
von Nettokaltmieten”(Quelle: 
www.wvbcenturia.de). Aktuell 
werden Wohnungen am Holsten-
ring zwischen 8,91 – 9,12 Euro 
pro m2 an Kaltmiete zuzüglich 
horrender Nebenkosten inseriert.

1990 gab es in Deutschland 
noch etwa 3 Millionen Sozialwoh-
nungen, aktuell sind es laut Schät-
zungen des Deutschen Mieter-
bundes nur noch 1,25 Millionen. 
Und die Zahl verringert sich wei-
ter. Zwar werden jährlich knapp 

D
D ie Stadtwerke Barm-

stedt prozessieren aktu-
ell vor Gericht mit der 

EDV-Dienstleistungsgesellschaft-
C319. Mit dieser hatte Stadt-
werke-Chef Fred Freyermuth 
2017 einen über fünf Jahre lau-
fenden Dienstleistungsvertrag 
mit einem Auftragsvolumen 
von über einer Million Euro ab-
geschlossen. Im Jahre 2019 be-
endeten die Stadtwerke die Zu-
sammenarbeit mit C319 fristlos 
wegen verschiedener Unregel-
mäßigkeiten. C319 klagte ge-
gen die Kündigung. Mit einem 
Urteil, bei dem es um sehr viel 
Geld geht, wird im Frühjahr 
gerechnet. Das ist das Eine.

Das Zweite ist ebenso hei-
kel. In der Presse wurde über 
den Prozessbeginn berichtet. 
Daraufhin gab es einige kriti-
sche Hinweise und Nachfragen 
aus der Bevölkerung unserer 
Stadt. Es tauchte die Frage auf, 
ob bei der Vergabe des Millio
nenauftrags an C319 alles mit 
rechten Dingen zugegangen sei. 
BALL-Fraktionsvorsitzender 
Dr. Günter Thiel stellte daher 

auf der öffentlichen Sitzung 
des Werkausschusses am 
27.11.2019  zwei Anfragen an 

den Werkausschussvorsitzen-
den bzw. die Bürgermeisterin: 
1) Ist seinerzeit der Leistungs-
auftrag an die C319 GmbH über 
rd. 1 Mio. Euro eigentlich öf-
fentlich ausgeschrieben worden 
bzw. ist bei der Auftragsverga-
be eigentlich das Vergaberecht 
beachtet worden?
2) Ist die Auftragsvergabe an 
die C319 seinerzeit eigentlich 
im Einklang mit dem Ortsrecht 
erfolgt bzw.
a) Wurden die Bürgermeisterin 
bzw. der zuständige Ausschuss 
vor der Auftragsvergabe in die-
ser beträchtlichen Größenord-
nung informiert?
b) Hätte nicht ein städtisches 
Gremium angesichts der Höhe 
des Auftrags zustimmen 

müssen?
Es kam keine Antwort statt-
dessen: betretenes Schweigen 
im Raum. Die Bürgermeisterin 
wurde daraufhin gebeten, die 
beiden Fragen auf der nächsten 
öffentlichen Sitzung der Stadt-
vertretung zu beantworten, 
was dann auch am 17.12.2019 
erfolgte. Sie stellte fest:
n   dass der Millionenauftrag 
an C319 ohne Ausschreibung 
vergeben wurde und
n   dass weder sie noch der 
zuständige Ausschuss bzw. der 
Vorsitzende informiert worden 
waren.
Nach dieser Erklärung herrschte 
wieder Stille im Saal – und es 
war nicht jene vorweihnacht-
liche Stille.

Testmobilmachung
gen Osten: Mehr
als im Kalten Krieg

D
bwohl Angela Merkel 
im letzten Jahr den Klima-
schutz zur Chefinnen-sa-

che erklärt hat, ist der Kohleaus-
stiegsplan der Bundesregierung 
ein Verrat an Klima und Gesell-
schaft. Das Ausstiegsdatum 2038 
ist für den historisch viertgröß-
ten Klimaverschmutzer Deutsch-
land ein zu geringer Beitrag und 
ein Bruch des Pariser Klimaab-
kommens. Der Abschaltplan für 
die Kohlekraftwerke kündigt 
den ohnehin viel zu schwachen 
Kohlekompromiss auf und macht 
ihn zu einem „Minikompromiss”. 
Den Kohlekonzernen werden 
klimaschädliche Mehremissionen 
von rund 180 Millionen Tonnen 
geschenkt. Das entspricht vier 
Jahre Klimaschutz von ganz 
Deutschland.

Für den Ausstieg aus der Braun-
kohle sind im Gesetzesentwurf 
noch gar keine Regelungen ent-
halten. Die Regierung will keine 
Konfrontation mit den Energie-
konzernen. Statt regulierend 
einzugreifen, verhandelt sie mit 
den Betreibern und bietet denen 
Kompensationen aus Steuermit-
teln an, obwohl mehrere Rechts-
gutachten zu dem Schluss kamen,
dass die Regierung den Betrei-
bern keine Entschädigung zahlen 

m den 75. Jahrestag 
der Beendigung des 
zweiten Weltkriegs 

herum findet in Europa bis zur 
russischen Westgrenze eines 
der aufwändigsten NATO-Ma-
növer statt.

Entgegen allen Ankündi-
gungen begann das Großma-
növer „Defender Europa 20” 
bereits Ende Januar mit den 
ersten US-Truppenverlegun-
gen quer durch Deutschland. 
Es ist eines der größten Manö-
ver von Landstreitkräften seit 
Ende des Kalten Krieges. Laut 
Bundeswehr soll das Manöver 
bis Ende Mai andauern. Be-
teiligt sind insgesamt 37.000 
Soldatinnen und Soldaten aus 
16 NATO-Staaten. Bis zu 
20.000 US-Soldaten mit ent-
sprechendem schwerem Gerät 
wie ca. 40.000 Panzer und 
anderen Fahrzeugen werden 
über den Atlantik und an-
schließend quer durch Europa

an die russische Grenze trans-
portiert. Ziel des Manövers ist 
neben der Zurschaustellung 
militärischer Überlegenheit 
der NATO die Demonstration 
einer blitzschnellen Verlegung 
kampfstarker Großverbände 
aus den USA nach Osteuropa. 
Damit stellt es eine Provoka-
tion gegenüber Russland dar. 
Auf zwölf unterschiedlichen 
Routen, die Land-, Luft- und 
Wasserwege umfassen, wer-
den die Soldaten auch die zi-
vile Infrastruktur der Bundes-
republik im großen Umfang 
nutzen. Dabei werden nicht 
nur zahlreiche Bundeswehr-
standorte in die Kriegslogistik 
eingebunden, sondern auch 
Häfen (Bremerhaven, Duis-
burg), Flughäfen (Hamburg, 
Frankfurt am Main) sowie 
Schienen und Straßen. Die 
Deutsche Bahn hat im Vorfeld 
des Manövers eigens zusätz-
liche Schwerlastwaggons für 
Panzertransporte angeschafft. 
In Polen und im Baltikum soll 
dann der Krieg gegen Russ-
land geprobt werden.

Es ist das ständig über 
viele Medien verbreitete Argu-
mentationsmuster: Russland 
ist aggressiv, Präsident Putin 
will „den Westen“ destabili-
sieren, nur die NATO ist in der 
Lage, durch Abschreckung dem 

russischen Expansionsdrang 
Einhalt zu gebieten. Diese 
Propaganda hat einen Grund: 
Ohne ein von der Bevölkerung 
akzeptiertes Feindbild und ohne 
ein latentes Bedrohungsgefühl ist 
die weitere Aufrüstung der NATO 
und insbesondere die geplante 
jährliche Verdoppelung des Bundes-
wehretats nicht zu begründen. 

Mit dem Großmanöver soll 
auch die Illusion verbreitet wer-
den, einen möglichen Krieg ge-
gen Russland gewinnbar führen 
zu können. Diese Rechnung hat 
nur einen entscheidenden Denk-
fehler: Sie unterstellt, dass ein 
solcher Krieg hinsichtlich des

eingesetzten Waffenspektrums 
und seiner geografischen Aus-
dehnung begrenzbar wäre, dass 

also die russischen Streitkräfte in 
einem solchen Konflikt der Regie
 der NATO folgen würden. Für 
diese Annahme gibt es allerdings 
keinen belastbaren Beleg. Ein 
Krieg an Russlands Grenzen würde 
sich kaum auf nichtatomare Waf-
fen beschränken lassen und wenn 
er ausgebrochen wäre, würde 
auch das Territorium der Bundes-
republik zum Zielgebiet gegne-
rischer Atomraketen und zum 
Schlachtfeld werden. Wer also 
glaubt, dass die Bundesrepublik 
Deutschland im Kriegsfall „kein 
Frontstaat“ wäre und sich der 
Krieg mit allen seinen Folgen 
weit im Osten abspielen würde, 
unterliegt einem großen Irrtum.  

Unter dem Motto NEIN zum 
NATO-Kriegsmanöver hat sich 
die Friedensbewegung auf Akti-
onskonferenzen mit dem Groß-
manöver beschäftigt. Folgende 
Forderungen wurden aufgestellt:
n  Entspannungspolitik und 
politische Konfliktlösungen statt 
militärischer Konfrontation
n  Kooperation mit Russland 
in einem gemeinsamen „Haus 
Europa”
n  konsequente Abrüstung und 
Umverteilung der freiwerdenden 
Mittel 
Dafür werden die Friedens-
aktivisten überall während des 
Manövers demonstrieren.

BALL – damit man draußen sieht, was drinnen geschieht:

Millionenauftrag ohne Ausschreibung

Kohleausstiegskompromiss der Bundesregierung:

Es reicht einfach nicht

U

Der BALL-Fraktionsvorsitzende 
fragte daraufhin, wie es denn 
nun weitergehen würde; schließ-
lich sei der Vorgang keine Kleinig-
keit. Die Vergabe eines Millio-
nenauftrags ohne Ausschrei-
bung ist ein eklatanter Verstoß 
gegen das Vergaberecht und 
kann nicht folgenlos sein. Die 
Vermutung liegt zudem nahe, 
dass die Stadtwerke und damit 
die Stadt bei einer Ausschrei-
bung beträchtliche Beträge 
hätten einsparen können. 
Zudem hat der Vorgang noch 
einen gewissen Beigeschmack – 
weil angeblich der Inhaber der 
Fa. C319 dem Werkleiter per-
sönlich nicht gerade unbekannt 
war. 

Weiter gegen 
den „Wasser-
raub“

O
er „Wasserraub“: Die 
Meierei verbraucht 
mehr Wasser als alle 

Barmstedter/innen zusammen.
Für das Wasser aus dem eige-
nen Brunnen bezahlt sie quasi 
nichts, für die großen Mengen 
von den Stadtwerken sehr 
wenig . Um bei der Bevölke-
rung keine Empörung auf-
kommen zu lassen, werden 
diese „Sondertarife“ geheim 
gehalten. Das darf so nicht 
weiter gehen. Die BALL for-
dert vom Gesetzgeber, dass 
zum Schutze des Trinkwassers 
mit den Wassergeschenken für 
Industriebetriebe Schluss ge-
macht wird. Die  industriellen 
Wasserentnahmemengen sind 
deutlich zu reduzieren. Die Po-
sition der BALL:  1) Der Preis 
für Wasserlieferung an Indus-
triebetriebe muß bei höherem 
Verbrauch teurer und nicht 
billiger wird.  2) Wir erwarten, 
dass der AZV den extra für die 
Meierei/Käsefabrik erlassenen 
Billigtarif von 0.19 Euro/m3 für 
die Einleitung von Brüdenwas-
ser in die Regenwasserkanalisa-
tion (!) deutlich erhöht.

müsse. Trotzdem hat sie ihnen 
Milliarden Euro in Aussicht ge-
stellt, u. a. für die Abschaltung 
von Kohlekraftwerken, die so-
wieso schon kurz vor dem Ende 
standen. Allein RWE will die 
Bundesregierung gut  zweiein-
halb Milliarden Euro zuschieben. 

Dann statt Ausstieg Neueinstieg: 
Mit „Datteln 4“ soll ein neues 
Steinkohlekraftwerk ans Netz 
gehen. 
Bis 2022 sollen 7 Gigawatt an 
Kohlekraftwerken abgeschaltet 
werden. Um das vorgesehene 
Klimaziel für 2020 zu erreichen, 
wären aber mehr als das Dop-
pelte, 16 Gigawatt, nötig gewe-
sen. Jetzt wird das Ziel, wenn es 
gut läuft, erst 2025 erfüllt. Wie 
dann das nächste Ziel – minus 
55 Prozent CO2 bis 2030 – in 

nur fünf Jahren erreicht werden 
soll, das bleibt wohl das Geheim-
nis der Regierung. Besonders 
bitter: Bis 2038 – also noch 19 
Jahre – sollen Kohlekraftwerke 
weiterlaufen. Dabei ist schon 
mit der Forderung, bis 2030 
aus der Kohle auszusteigen, das 

1,5-Grad-Ziel Erderwärmung nur 
gerade so noch zu erreichen.

Seit Jahren kämpft die Klim-
abewegung für einen schnellen 
Kohleausstieg. Dabei hat sie den 
Rückhalt der Bevölkerung: Zwei 
unabhängige Umfragen haben 
gezeigt, dass eine Mehrheit der 
Bevölkerung (67 Prozent) einen 
schnellen Kohleausstieg bis 2025 

– statt 2038 – bevorzugt. 
Für einen ernsthaften Klima-

schutz müssen wir weiter auf die 
Straße gehen.

Klaus Kuberzig
Vorsitzender
Ausschuss für
Jugend u. Soziales

Helmut Welk
Voritzender der
Barmstedter 
Linken Liste BALL

Reimund Bauer

20.000 neue Sozialwohnungen 
gebaut, allerdings fallen jedes 
Jahr mindestens 50.000 weg, 
weil die sogenannte Bindungsfrist 
ausläuft. Innerhalb der Bindungs-
frist, die je nach Bundesland 15 
bis 30 Jahre betragen kann, muss 
eine Wohnung als Sozialwohnung 
vermietet werden. Danach kann 
sie theoretisch wieder teurer 
vermietet werden. Da haben 
Immobilieninvestoren das „Beton-
gold“ für sich entdeckt, kaufen 
ganze Wohnviertel auf, um sie 
dann teuer neu zu vermieten. 
Unterstützung erhielten diese von 
den verschiedenen Bundesregie-
rungen in Berlin. In vielen Städten 
regt sich der Widerstand gegen 
ständige Mietpreissteigerungen. 
Immer mehr Unterstützung finden 
Forderungen nach Mietpreisstopp 
und Überführung der Wohnun-
gen großer Immobilienkonzerne 
mit teilweise hunderttausenden 
Wohnungen in gemeinnütziges 
Eigentum.
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Undurchsichtige 
Planung des AZV

Lärmaktionsplan: 
Tempo 30 erster Schritt

m Frühjahr ließ der Ab-
wasser Zweckverband (AZV)
im Krückaupark eine Flä-

che von ca. 9.000 qm roden, 
da laut eigenen Aussagen das 
bestehende Regenwasserrück-
haltebecken mittlerweile viel zu 
klein sei. Zuvor hatte der AZV 
im Bauausschuss der Stadt stets 
von einer Fläche von 6.000 qm 
gesprochen, was im Nachhinein 
als „Zahlendreher“ dargestellt 
wurde. In der letzten Sitzung 
des Bauausschusses stellte der 
AZV seine neueste Planung 
vor, die vorsieht, zusätzlich 
weitere 2.000 qm zu roden, um 
das Regenrückhaltebecken zu 

vergrößern. Dieses Vorgehen 
wirft Fragen auf. Schon länger 
steht fest, dass die Barmstedter 
Meierei/Käsefabrik gewaltige 
Mengen Abwässer kostengün-
stig ins Regenwassernetz abführt. 

Die BALL wollte daher vom AZV 
wissen, um welche Menge es 
sich handelt. Der AZV konnte er-
neut lediglich Zahlen vorlegen, 
die auf Messungen der Meierei/ 
Käsefabrik selbst beruhen und 
war nicht in der Lage objektive 
Daten zu liefern.  Zumindest 
kann angezweifelt werden, dass 
die Menge sich auf 180.000 Ku-
bikmeter beläuft, wie neuerdings 
behauptet. Alleine die im Jahre 
2019 verarbeitete Menge an  
Milch betrug 1,4 Mrd. kg und es 
ist allgemein bekannt, dass die 
Meierei jährlich Hunderttausen-
de Kubikmeter Wasser ver-
braucht. Es stellt sich also die 

Frage, ob in Barmstedt auf Kos-
ten aller Bürger Flächen haupt-
sächlich deswegen gerodet wer-
den, um die Abwässer der Meie-
rei/Käsefabrik zu bewältigen. 

er Kraftfahrverkehr in 
Barmstedt hat – wie 
überall – zugenommen

und wird voraussichtlich auch 
weiterhin zunehmen. Da Barm-
stedt mit seinem historisch ge-
wachsenem Straßennetz kaum
über gut ausgebaute Hauptver-
kehrswege verfügt, zeigt sich 
diese Problematik im gesamten
Stadtgebiet. Vor allem die  Durch-
fahrtsstraßen, wie Hamburger 
Straße, Feldstraße, Brunnenstra-
ße, Moltkestraße etc., sind sehr 
stark belastet und nicht mehr 
ausbaufähig.

Besonders die Strecke Pinne-
berger Landstraße - Spitzerfurth

– Mühlenweg, die einst als Orts-
umgehung geplant war, hat ein 
extrem hohes Verkehrsaufkom-
men, sodass die überörtlichen 
Behörden einen Lärmaktions-
plan für den ersten Teilabschnitt 
fordern. Darum sprachen sich
BALL und Grüne als erste schnell
und kostengünstig umzusetzen-
de Maßnahme für eine Geschwin-
digkeitsbegrenzung von Tempo 
30 auf der Pinneberger Land-
straße bis zum Kreisel (Abzweig 
Spitzerfurth) aus. Zudem fordern
wir einen gesicherten Überweg
zwischen Seepark und Wald. 
Gerade dieser Weg ist bei Rad-
fahrern, Wanderern, Joggern 
und Spaziergängern sehr beliebt
und führt zudem zum Wald-
spielplatz. Ein gefahrloses Pas-
sieren der Pinneberger Landstra-

ße ist aber kaum möglich.
Wir sind der Meinung, dass 

es dem Erholungsort Barmstedt 
nicht gut zu Gesicht steht, dass 
mitten durch sein grünes Herz 
jährlich über 3 Mio. Fahrzeuge 
beinahe unkontrolliert rasen kön-
nen, denn nur wenige halten 
sich an die vorgeschriebene Ge-
schwindigkeit.

Selbstverständlich sind Stra-
ßen für den Kraftfahrzeugver-
kehr da, aber das steigende Ver-
kehrsaufkommen kann nicht zu 
Lasten der Anwohner und der 
Lebensqualität in unserer Stadt 
gehen. Barmstedt braucht drin-
gend ein aktualisiertes Verkehrs-
konzept, welches Tempo 30 im

gesamten Stadtgebiet und auch 
auf den Durchgangsstraßen 
möglich machen muss. Eine Zeit-
ersparnis von 2-3 Minuten pro 
Fahrt sollte nicht wichtiger sein 
als die Gesundheit der Bürger, 
auch wenn einige Teile der CDU-
und der FWB-Fraktionen offen-
sichtlich diese Auffassung vertre-
ten. Gleichzeitig muss das Rad-
verkehrsnetz und der ÖPNV 
besser ausgebaut werden. Nur 
dann ist eine sinnvolle Verkehrs-
planung möglich.
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tliche Anwohner am 
Mühlenweg (L 75) sind 
genervt von der Lärm- 

und Verkehrsbelastung und 
haben von der Stadt Verbes-
serungen gefordert , u . a . Ge-
schwindigkeitsreduzierungen. 
Diese führen zu reduzierter 
Lärm- und Schadstoffbelas-
tung. Verkehrszählungen in der 
zweiten Augusthälfte zeigten 
auf, dass fast die Hälfte der 
Fahrzeuge zu schnell fuhr. Die 
Verwaltung hat auf die Einga-
ben der Bürger Anfang Novem-
ber 2019 eine Zusammenkunft 
der zuständigen Stellen (u. a. 
Kreis; Landesbetrieb Straßen-
bau; Polizei) veranlasst, doch

die erhofften Verbesserungen 
für die Anlieger blieben bis-
lang aus. Die Belastungen für 
die Anlieger seien für eine 
Landesstrasse nicht unüblich. 

Auch die absolut einfachste, 
kostenlose und wirkungsvolls-
te Maßnahme – Geschwindig-
keitsreduzierung auf Tempo 
30 – sei aufgrund komplizier-
tester Verordnungen nicht 
möglich, zumindest nicht jetzt. 
Die Stadt werde aber einen 
Lärmaktionsplan erstellen, der 
auch weitere stark belastete 
Straßen berücksichtigen solle. 
Es bleibt vorerst die Feststel-
lung, dass zur Lärmreduzie-
rung die betroffenen Anlieger 
zunächst etwas Lärm machen 
müssen.

Mühlenweg:

Tempo
runter ei Starkregen kommt es 

oft zu Überschwemmun-
gen der Kleingärten und 

Wiesen entlang des innerstädti-
schen Bereichs der Krückau. Die 
Gründe dafür sind der schnell 
ansteigende Wasserpegel der 
Aue und damit verbunden der 
eingeschränkte Abfluss des Ober-
flächenwassers (Regenwassers) 
in die Krückau. Um einen Rück-
stau ins Barmstedter Regenwas-
sersystem zu vermeiden, hat 
die Stadt bereits 1991 am Küs-
terkamp, hinter dem Aldi-Markt, 
ein 2.180 m3 großes Regen-
wasserrückhaltebecken gebaut. 
Zwanzig Jahre später musste 
man feststellen, dass durch den 
Eintrag von Sedimenten aus der 
(Regenwasser)entwässerung 
von Wohnflächen und Straßen 
das Rückhaltebecken erheblich 
verschlammt war. Durch eine 
Entschlammung konnte 2011 
zwar das Rückhaltevolumen ge-
halten werden, aber durch die 
zunehmende Versiegelung im 
Stadtgebiet kann es nicht mehr 
den Anforderungen genügen. 

Mit der Ansiedlung der Meie-
rei/Käsefabrik in der Mühlen-
straße verschärften sich die Pro-
bleme des Regenwassersystems.
Der Meierei/Käsefabrik wurde 
nämlich erlaubt, ihre industriel-
len Abwässer (Brüdenwasser) 

E

Regenrückhaltebeckenerweiterung am Küsterkamp:

Immer mehr industrielles Abwasser

BALL-Fraktion gegen Strompreiserhöhung:

Strompreise sollen weiter steigen 

kostengünstig in das Regenwas-
serkanalnetz einzuleiten. Eine 
Einleitung in das Abwassernetz 
wäre wesentlich teurer für die 
Meierei/Käsefabrik. Durch die 
jährlich steigende Produktion 
fällt immer mehr Brüdenwasser 
an. Mittlerweile sind das meh-
rere Hunderttausend Kubikme-
ter jährlich. Dies führt zu einer 
Überforderung der Aufnahme-
fähigkeit des Regenwassersy-
stems und verstärkt die Proble-

me bei Starkregen. Bis Ende 
2021 soll jetzt eine erhebliche 
Vergrößerung des Regenwas-
serrückhaltebeckens vorgenom-
men werden. Die öffentliche 
Diskussion darum drehte sich 
bisher hauptsächlich um die 
Errichtung einer Baustraße ent-
lang der Krückau. Dass die Ab-
wassereinleitung der Meierei/
Käsefabrik ein wesentlicher 
Grund für den Notstand ist, 
wird kaum thematisiert. Die 

Barmstedter Bevölkerung bleibt 
bisher uninformiert, stattdes-
sen wird sie zur Kasse gebeten: 
von 0.46 Euro auf 0.52Euro 
pro Quadratmeter versiegelter 
Fläche hat der AZV ab 2020 
die Niederschlagswassergebühr 
erhöht, „insbesondere“ wegen 
der „Modernisierungsmaßnah-
men“ am Regenrückhaltebe-
cken am  Küsterkamp, die zu ei-
nem guten Teil durch die hohen 
Einleitungen der Meierei/Käse-
fabrik erforderlich sind.

B

Haushalte, Kleinbetriebe und 
mittelständischen Unternehmen 
zur Kasse gebeten. Die Strom-
preise in Deutschland sind 
mittlerweile die zweithöchsten 

in Europa. „Die BALL hat in ih-
rem Kommunalwahlprogramm 
erklärt, dass sie keiner Strom-
preiserhöhung zustimmen wird. 
Daran halten wir uns. Die Strom-

ie Stadtvertretung be-
schloss mit den Stim-
men von CDU, FWB 

und SPD eine Erhöhung der 
Strompreise zum 1.1.2020 um 
8.5 % beim Arbeitspreis. Die 
BALL-Fraktion lehnte geschlos-
sen die Strompreiserhöhung 
ab, ebenso eine Stadtvertre-
terin der SPD und der GRÜ-
NEN. Ein erheblicher Teil der 
Strompreiserhöhung geht auf 
die Erhöhung der Umlage für 
Erneuerbare Energien (EEG) 
zurück. Die konzernfreundliche 
Polit ik der CDU/CSU/SPD-
Bundesregierung  hat gut 2000 
stromintensive Unternehmen 
von der Zahlung der EEG-
Umlage – sowie von weiteren 
Abgaben – befreit ,  dement-
sprechend mehr werden die 

Bürgerbus-Infoveranstaltung
it einem Bürgerbus könnte nicht nur die Mobilität zwischen 
den Umlandgemeinden und der Stadt Barmstedt verbessern 
werden, sondern dies wäre auch eine Maßnahme gegen 

den Klimawandel. Der Sozialausschuss der Stadt Barmstedt hatte das 
Thema Ende 2019 aufgegriffen. Jetzt laden die Stadt Barmstedt und 
die Agentur Landmobil gemeinsam zu einer Informationsveranstaltung 
Bürgerbus ein. Sie findet statt am Mittwoch, den 26. Februar 2020 
um 19 Uhr im Rathaus Barmstedt, Am Markt 1. Als Referenten 
werden die Experten der Agentur Landmobil, Dr. Holger Jansen und 
Ralph Hintz erwartet. Sie haben in den letzten Jahren rund 60 Bürger-
busprojekte im Schleswig-Holstein auf die Strasse gebracht.
Bürgerinnen und Bürger mit Interesse am Thema Bürgerbus sind auf 
der Veranstaltung herzlich willkommen.

DDr. Günter Thiel
Fraktionsvorsitzender

preiserhöhung trifft Menschen 
mit geringem Einkommen 
besonders stark . Das lehnen 
wir ab“, so BALL-Stadtvertreter 
Klaus Kuberzig. Die BALL kriti-
siert weiterhin, dass bundes-
weit zahlreiche Industriebetrie-
be – so auch die Meierei/Kä-
sefabrik – zusätzlich noch vor 
den Bürgern geheimgehaltene 
Sondertarife für den Strombe-
zug erhalten. Die Großkonzerne 
zahlen dabei weniger als eine 
Rentnerin. Das ist absurd, wenn 
man an den Klimaschutz denkt.
Die Angaben zu den Preiser-
höhungen betreffen Haushalte, 
die Strom in einem Grundver-
sorungstarif beziehen.  Laut 
Bundesnetzagentur sind das 
etwa 27 Prozent al ler Haus-
halte .

it Jahresbeginn über-
nahm die Johanniter-
Unfall-Hilfe die Schulkin-

derbetreuung an der GSS und JKS 
sowie die Organisation der Kurse 
der Offenen Ganztagsschule. Die 
Kosten steigen von 10,- pro Halb-
jahr auf 25,- Euro im Monat, eine 
Steigerung von 1150%. Die Eltern 
haben wenig Verständnis für die 
Preissteigerung für die Teilnahme 
an den Nachmittagskursen, die 
nicht mit einer Leistungssteige-
rung einher geht und damit nicht 
gerechtfertigt ist. Im März wird sich 
der KSS-Ausschuss mit dem Thema 
befassen und eine Bewertung vor-
nehmen. Die BALL möchte hier eine 
deutliche Kostenreduzierung errei-
chen, damit das Kursangebot für 
möglichst viele Kindern nutzbar ist. 

M

Preissteige-
rung für 
OGTS-Kurse

Raimond Bauer
Ausschuss Bau- u.
Umweltausschuss

M

AfD-Veranstaltung in Henstedt-Ulzburg:

Anschlag gegen Anti-AfD-Demonstranten 
m Rande einer Kundge-
bung gegen eine Ver-
anstaltung der AfD vor

dem Bürgerhaus in Henstedt-Ulz-
burg wurden am 17.10.2020 vier 
Protestierende von einem Anhän-
ger der rechtsradikalen Partei mit 
einem Auto angegriffen und zum 
Teil schwer verletzt. 

Nach Darstellung der Betrof-
fenen war der junge Mann mit 
einem VW-Amarok direkt auf die 
Antifaschist*innen zugefahren 
und hatte dabei den schweren
Pick Up auf den Gehweg gelenkt. 
Während er einen der Angegrif-
fenen mit dem Kotflügel erfasste, 
wurde der andere über die Mo-
torhaube geschleudert. Anschlie-
ßend setzte der Fahrer seine Jagd 
fort, verfolgte über eine Grünflä-
che noch zwei weitere Menschen 
und verletzte eine Frau.

Neben einer politischen hat 
dieser Vorfall auch eine regionale 
Dimension, da einer der Verletz-
ten aus Elmshorn kommt. Obwohl 
sich am darauffolgenden Tag 
rund 300 Menschen an einer De-
monstration in Henstedt-Ulzburg 

beteiligten, um ihre Solidarität mit 
den Betroffenen zum Ausdruck zu 
bringen, waren die öffentlichen 
politischen Reaktionen insgesamt 
verhalten. Unglaublich: Aus dem 
offensichtlichen Anschlag gegen 
Anti-AFD-Protestierende machte 
die Polizei anfangs lediglich Er-
mittlungen wegen „gefährlichen 
Eingriffs in den Straßenverkehr“.
Mittlerweile ermittelt die Staats-
anwaltschaft auch wegen schwer-
er Körperverletzung und der 

„Staatsschutz“ hat sich einge-
schaltet. Insgesamt jedoch waren 
aus der Parteienlandschaft und 
Öffentlichkeit angesichts der 
Schwere des Anschlags zu wenige 
Stimmen der Empörung oder der 
Solidarität zu vernehmen. 

So fühlt sich der Elmshorner 
Antifaschist auch allein gelassen.

„Wenn Menschen Ziel eines An-
schlages werden, dann erwarte 
ich einen Aufschrei. Ein jeder An-
griff auf Menschen, die sich der 

Demokratie zugehörig fühlen 
und für eine emanzipatorische 
Welt eintreten, ist ein Angriff auf 
genau diese Freiheit.“

Wer mit einem Auto gezielt 
Menschen angreift, nimmt ihren 
Tod billigend in Kauf und hat zwei-
felsohne den demokratischen Bo-
den der politischen Auseinander-
setzung verlassen oder nie betre-
ten. Eine Partei, deren Mitglieder
wiederkehrend rassistische und
antisemitische  Positionen vertre-
ten und vielfach offen mit dem
NS-Staat sympathisieren, verfolgt
in letzter Konsequenz eine Poli-
tik, welche die Menschenwürde 
in Frage stellt und politisch An-
dersdenkende einschüchtern soll.
Dagegen müssen alle Demokrat*
innen, gleich welcher Couleur, 
zusammenstehen.

Dazu noch ein paar ermutigen-
de Worte aus Elmshorn: „Der An-
schlag hat keinen Einfluss in die
Richtung, dass ich mich nun nicht
mehr engagiere. Das werden sie 
niemals schaffen. Ich gehe wei-
ter meinen Weg und hoffe, dort 
viele Menschen anzutreffen.“

A

Holstenring: Mieter wehren sich 
ie Feuerrauchmelder in 
den Wohnungen werden 
nicht mehr gewartet und 

sind außer Betrieb. Der Fahrstuhl 
im Holstenring Nr. 8 steht 17 Tage
still, bevor die Reparatur nach mas-
siven Protesten – u. a. durch die
BALL – ausgeführt wird. Die An-
wohner müssen mit ihren Einkauf-
staschen mehrere Stockwerke Trep-
pen steigen. Fenster sind undicht 
und andere Reparaturen werden 
nur schleppend ausgeführt. Der 
Hausmeister kommt aus Neumün-
ster und darf (mittlerweile) zwar 
Mängel entgegennehmen, aber 
nur tätig werden, wenn die Haus-
verwaltung mit Sitz in Berlin das 
genehmigt. Aber das kann Tage 
oder Wochen dauern.

Seitdem die gemeinnützige Woh-
nungsbaugenossenschaft Adlers-
horst die Hochhäuser am Holsten-
ring und am Weidkamp 2013 an

die ZBI-Immobiliengruppe verkauft
hat und die diese mittlerweile von
der AFP-Nord in Luxemburg über-
nommen wurden, sind Mieten 
und Nebenkosten bzw. Heizkos-
tenabrechnungen kontinuierlich 
gestiegen. 

Was sind das für Immobilien-
unternehmen, die jetzt im Holsten-
ring das Geld einstreichen? Auf 
der Internetseite der ZBI-Gruppe 
stellt sich das Unternehmen wie
folgt vor: „Mit 23 Jahren Erfahr-
ung am Wohnimmobilienmarkt 
gilt die ZBI-Gruppe als einer der
führenden Spezialisten für deut-
sche Wohnimmobilien. Seit dem
Jahr 2002 konzipiert das Emis-

sionshaus erfolgreich Wohnimmo-
bilienfonds für private und insti-
tutionelle Anleger und verfügt 
mit seinen 19 bisher aufgelegten
Fonds über eine nachhaltig posi-
tive Leistungsbilanz. Aktuell wer-
den rund 62.000 Wohneinheiten 
von der ZBI Gruppe verwaltet, 
das bislang realisierte Transak-
tionsvolumen liegt bei rund 10,7 
Mrd. Euro. Um überdurchschnitt-
liche Erträge (Gewinne) zu er-
wirtschaften, wählen wir unsere 
Investitionsobjekte sorgfältig aus“. 

Über die jetzigen Eigentümer, 
die AFP-Nord, kann man wenig an
 Informationen finden. Eines steht
jedoch fest: es ist kein Wohlfahrts-
verband, sondern die wollen das 
Geld ihrer Fondsanleger ebenfalls 
überdurchschnittlich vermehren. 
Dabei möchten die Eigentümer 

„ihre Hände nicht schmutzig ma-
chen”. Deshalb hat die AFP-Nord 
die WVB Centuria als deutsch-
landweit tätiges Hausverwaltungs-
unternehmen eingeschaltet. 

Wenn die WVB Centuria etwas 
von den Mietern will, kommt sie 
auf sie zu. Wenn die Mieter am 
Holstenring Probleme haben, ist 
die  Hausverwaltung  telefonisch 
für sie nicht erreichbar. Über die 
Ziele der WVB Centuria ist zu 
erfahren, dass es ihnen darum 
geht, „maximale Erträge für ihre 
Investoren zu erzielen. Kosten-
senkung bei Optimierung des 
in der Immobilie gebundenen 
Vermögens. Durchführung von 
Mieterhöhungen zur Steigerung 
von Nettokaltmieten”(Quelle: 
www.wvbcenturia.de). Aktuell 
werden Wohnungen am Holsten-
ring zwischen 8,91 – 9,12 Euro 
pro m2 an Kaltmiete zuzüglich 
horrender Nebenkosten inseriert.

1990 gab es in Deutschland 
noch etwa 3 Millionen Sozialwoh-
nungen, aktuell sind es laut Schät-
zungen des Deutschen Mieter-
bundes nur noch 1,25 Millionen. 
Und die Zahl verringert sich wei-
ter. Zwar werden jährlich knapp 

D
D ie Stadtwerke Barm-

stedt prozessieren aktu-
ell vor Gericht mit der 

EDV-Dienstleistungsgesellschaft-
C319. Mit dieser hatte Stadt-
werke-Chef Fred Freyermuth 
2017 einen über fünf Jahre lau-
fenden Dienstleistungsvertrag 
mit einem Auftragsvolumen 
von über einer Million Euro ab-
geschlossen. Im Jahre 2019 be-
endeten die Stadtwerke die Zu-
sammenarbeit mit C319 fristlos 
wegen verschiedener Unregel-
mäßigkeiten. C319 klagte ge-
gen die Kündigung. Mit einem 
Urteil, bei dem es um sehr viel 
Geld geht, wird im Frühjahr 
gerechnet. Das ist das Eine.

Das Zweite ist ebenso hei-
kel. In der Presse wurde über 
den Prozessbeginn berichtet. 
Daraufhin gab es einige kriti-
sche Hinweise und Nachfragen 
aus der Bevölkerung unserer 
Stadt. Es tauchte die Frage auf, 
ob bei der Vergabe des Millio
nenauftrags an C319 alles mit 
rechten Dingen zugegangen sei. 
BALL-Fraktionsvorsitzender 
Dr. Günter Thiel stellte daher 

auf der öffentlichen Sitzung 
des Werkausschusses am 
27.11.2019  zwei Anfragen an 

den Werkausschussvorsitzen-
den bzw. die Bürgermeisterin: 
1) Ist seinerzeit der Leistungs-
auftrag an die C319 GmbH über 
rd. 1 Mio. Euro eigentlich öf-
fentlich ausgeschrieben worden 
bzw. ist bei der Auftragsverga-
be eigentlich das Vergaberecht 
beachtet worden?
2) Ist die Auftragsvergabe an 
die C319 seinerzeit eigentlich 
im Einklang mit dem Ortsrecht 
erfolgt bzw.
a) Wurden die Bürgermeisterin 
bzw. der zuständige Ausschuss 
vor der Auftragsvergabe in die-
ser beträchtlichen Größenord-
nung informiert?
b) Hätte nicht ein städtisches 
Gremium angesichts der Höhe 
des Auftrags zustimmen 

müssen?
Es kam keine Antwort statt-
dessen: betretenes Schweigen 
im Raum. Die Bürgermeisterin 
wurde daraufhin gebeten, die 
beiden Fragen auf der nächsten 
öffentlichen Sitzung der Stadt-
vertretung zu beantworten, 
was dann auch am 17.12.2019 
erfolgte. Sie stellte fest:
n   dass der Millionenauftrag 
an C319 ohne Ausschreibung 
vergeben wurde und
n   dass weder sie noch der 
zuständige Ausschuss bzw. der 
Vorsitzende informiert worden 
waren.
Nach dieser Erklärung herrschte 
wieder Stille im Saal – und es 
war nicht jene vorweihnacht-
liche Stille.

Testmobilmachung
gen Osten: Mehr
als im Kalten Krieg

D
bwohl Angela Merkel 
im letzten Jahr den Klima-
schutz zur Chefinnen-sa-

che erklärt hat, ist der Kohleaus-
stiegsplan der Bundesregierung 
ein Verrat an Klima und Gesell-
schaft. Das Ausstiegsdatum 2038 
ist für den historisch viertgröß-
ten Klimaverschmutzer Deutsch-
land ein zu geringer Beitrag und 
ein Bruch des Pariser Klimaab-
kommens. Der Abschaltplan für 
die Kohlekraftwerke kündigt 
den ohnehin viel zu schwachen 
Kohlekompromiss auf und macht 
ihn zu einem „Minikompromiss”. 
Den Kohlekonzernen werden 
klimaschädliche Mehremissionen 
von rund 180 Millionen Tonnen 
geschenkt. Das entspricht vier 
Jahre Klimaschutz von ganz 
Deutschland.

Für den Ausstieg aus der Braun-
kohle sind im Gesetzesentwurf 
noch gar keine Regelungen ent-
halten. Die Regierung will keine 
Konfrontation mit den Energie-
konzernen. Statt regulierend 
einzugreifen, verhandelt sie mit 
den Betreibern und bietet denen 
Kompensationen aus Steuermit-
teln an, obwohl mehrere Rechts-
gutachten zu dem Schluss kamen,
dass die Regierung den Betrei-
bern keine Entschädigung zahlen 

m den 75. Jahrestag 
der Beendigung des 
zweiten Weltkriegs 

herum findet in Europa bis zur 
russischen Westgrenze eines 
der aufwändigsten NATO-Ma-
növer statt.

Entgegen allen Ankündi-
gungen begann das Großma-
növer „Defender Europa 20” 
bereits Ende Januar mit den 
ersten US-Truppenverlegun-
gen quer durch Deutschland. 
Es ist eines der größten Manö-
ver von Landstreitkräften seit 
Ende des Kalten Krieges. Laut 
Bundeswehr soll das Manöver 
bis Ende Mai andauern. Be-
teiligt sind insgesamt 37.000 
Soldatinnen und Soldaten aus 
16 NATO-Staaten. Bis zu 
20.000 US-Soldaten mit ent-
sprechendem schwerem Gerät 
wie ca. 40.000 Panzer und 
anderen Fahrzeugen werden 
über den Atlantik und an-
schließend quer durch Europa

an die russische Grenze trans-
portiert. Ziel des Manövers ist 
neben der Zurschaustellung 
militärischer Überlegenheit 
der NATO die Demonstration 
einer blitzschnellen Verlegung 
kampfstarker Großverbände 
aus den USA nach Osteuropa. 
Damit stellt es eine Provoka-
tion gegenüber Russland dar. 
Auf zwölf unterschiedlichen 
Routen, die Land-, Luft- und 
Wasserwege umfassen, wer-
den die Soldaten auch die zi-
vile Infrastruktur der Bundes-
republik im großen Umfang 
nutzen. Dabei werden nicht 
nur zahlreiche Bundeswehr-
standorte in die Kriegslogistik 
eingebunden, sondern auch 
Häfen (Bremerhaven, Duis-
burg), Flughäfen (Hamburg, 
Frankfurt am Main) sowie 
Schienen und Straßen. Die 
Deutsche Bahn hat im Vorfeld 
des Manövers eigens zusätz-
liche Schwerlastwaggons für 
Panzertransporte angeschafft. 
In Polen und im Baltikum soll 
dann der Krieg gegen Russ-
land geprobt werden.

Es ist das ständig über 
viele Medien verbreitete Argu-
mentationsmuster: Russland 
ist aggressiv, Präsident Putin 
will „den Westen“ destabili-
sieren, nur die NATO ist in der 
Lage, durch Abschreckung dem 

russischen Expansionsdrang 
Einhalt zu gebieten. Diese 
Propaganda hat einen Grund: 
Ohne ein von der Bevölkerung 
akzeptiertes Feindbild und ohne 
ein latentes Bedrohungsgefühl ist 
die weitere Aufrüstung der NATO 
und insbesondere die geplante 
jährliche Verdoppelung des Bundes-
wehretats nicht zu begründen. 

Mit dem Großmanöver soll 
auch die Illusion verbreitet wer-
den, einen möglichen Krieg ge-
gen Russland gewinnbar führen 
zu können. Diese Rechnung hat 
nur einen entscheidenden Denk-
fehler: Sie unterstellt, dass ein 
solcher Krieg hinsichtlich des

eingesetzten Waffenspektrums 
und seiner geografischen Aus-
dehnung begrenzbar wäre, dass 

also die russischen Streitkräfte in 
einem solchen Konflikt der Regie
 der NATO folgen würden. Für 
diese Annahme gibt es allerdings 
keinen belastbaren Beleg. Ein 
Krieg an Russlands Grenzen würde 
sich kaum auf nichtatomare Waf-
fen beschränken lassen und wenn 
er ausgebrochen wäre, würde 
auch das Territorium der Bundes-
republik zum Zielgebiet gegne-
rischer Atomraketen und zum 
Schlachtfeld werden. Wer also 
glaubt, dass die Bundesrepublik 
Deutschland im Kriegsfall „kein 
Frontstaat“ wäre und sich der 
Krieg mit allen seinen Folgen 
weit im Osten abspielen würde, 
unterliegt einem großen Irrtum.  

Unter dem Motto NEIN zum 
NATO-Kriegsmanöver hat sich 
die Friedensbewegung auf Akti-
onskonferenzen mit dem Groß-
manöver beschäftigt. Folgende 
Forderungen wurden aufgestellt:
n  Entspannungspolitik und 
politische Konfliktlösungen statt 
militärischer Konfrontation
n  Kooperation mit Russland 
in einem gemeinsamen „Haus 
Europa”
n  konsequente Abrüstung und 
Umverteilung der freiwerdenden 
Mittel 
Dafür werden die Friedens-
aktivisten überall während des 
Manövers demonstrieren.

BALL – damit man draußen sieht, was drinnen geschieht:

Millionenauftrag ohne Ausschreibung

Kohleausstiegskompromiss der Bundesregierung:

Es reicht einfach nicht

U

Der BALL-Fraktionsvorsitzende 
fragte daraufhin, wie es denn 
nun weitergehen würde; schließ-
lich sei der Vorgang keine Kleinig-
keit. Die Vergabe eines Millio-
nenauftrags ohne Ausschrei-
bung ist ein eklatanter Verstoß 
gegen das Vergaberecht und 
kann nicht folgenlos sein. Die 
Vermutung liegt zudem nahe, 
dass die Stadtwerke und damit 
die Stadt bei einer Ausschrei-
bung beträchtliche Beträge 
hätten einsparen können. 
Zudem hat der Vorgang noch 
einen gewissen Beigeschmack – 
weil angeblich der Inhaber der 
Fa. C319 dem Werkleiter per-
sönlich nicht gerade unbekannt 
war. 

Weiter gegen 
den „Wasser-
raub“

O
er „Wasserraub“: Die 
Meierei verbraucht 
mehr Wasser als alle 

Barmstedter/innen zusammen.
Für das Wasser aus dem eige-
nen Brunnen bezahlt sie quasi 
nichts, für die großen Mengen 
von den Stadtwerken sehr 
wenig . Um bei der Bevölke-
rung keine Empörung auf-
kommen zu lassen, werden 
diese „Sondertarife“ geheim 
gehalten. Das darf so nicht 
weiter gehen. Die BALL for-
dert vom Gesetzgeber, dass 
zum Schutze des Trinkwassers 
mit den Wassergeschenken für 
Industriebetriebe Schluss ge-
macht wird. Die  industriellen 
Wasserentnahmemengen sind 
deutlich zu reduzieren. Die Po-
sition der BALL:  1) Der Preis 
für Wasserlieferung an Indus-
triebetriebe muß bei höherem 
Verbrauch teurer und nicht 
billiger wird.  2) Wir erwarten, 
dass der AZV den extra für die 
Meierei/Käsefabrik erlassenen 
Billigtarif von 0.19 Euro/m3 für 
die Einleitung von Brüdenwas-
ser in die Regenwasserkanalisa-
tion (!) deutlich erhöht.

müsse. Trotzdem hat sie ihnen 
Milliarden Euro in Aussicht ge-
stellt, u. a. für die Abschaltung 
von Kohlekraftwerken, die so-
wieso schon kurz vor dem Ende 
standen. Allein RWE will die 
Bundesregierung gut  zweiein-
halb Milliarden Euro zuschieben. 

Dann statt Ausstieg Neueinstieg: 
Mit „Datteln 4“ soll ein neues 
Steinkohlekraftwerk ans Netz 
gehen. 
Bis 2022 sollen 7 Gigawatt an 
Kohlekraftwerken abgeschaltet 
werden. Um das vorgesehene 
Klimaziel für 2020 zu erreichen, 
wären aber mehr als das Dop-
pelte, 16 Gigawatt, nötig gewe-
sen. Jetzt wird das Ziel, wenn es 
gut läuft, erst 2025 erfüllt. Wie 
dann das nächste Ziel – minus 
55 Prozent CO2 bis 2030 – in 

nur fünf Jahren erreicht werden 
soll, das bleibt wohl das Geheim-
nis der Regierung. Besonders 
bitter: Bis 2038 – also noch 19 
Jahre – sollen Kohlekraftwerke 
weiterlaufen. Dabei ist schon 
mit der Forderung, bis 2030 
aus der Kohle auszusteigen, das 

1,5-Grad-Ziel Erderwärmung nur 
gerade so noch zu erreichen.

Seit Jahren kämpft die Klim-
abewegung für einen schnellen 
Kohleausstieg. Dabei hat sie den 
Rückhalt der Bevölkerung: Zwei 
unabhängige Umfragen haben 
gezeigt, dass eine Mehrheit der 
Bevölkerung (67 Prozent) einen 
schnellen Kohleausstieg bis 2025 

– statt 2038 – bevorzugt. 
Für einen ernsthaften Klima-

schutz müssen wir weiter auf die 
Straße gehen.
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